Landtag von Baden-Wiirttemberg
11. Wahlperiode

BeschluBiempfehlung und Bericht

des Finanzausschusses

Staatshaushaltsplan 1993 und 1994

Einzelplan 03: Innenministerium

BeschluBempfehlung

Der Landtag wolle beschlieBen:

l. Kap. 0301 - Ministerium

Zuzustimmen.

2. Kap. 0302 - Allgemeine Bewilligungen

1994 1993
Tit. 534 69 statt 1 240 000 DM 1075 000 DM
Zu setzen . 1 640 000 DM 1475000 DM;

im fibrigen Kap. 0302 zuzustimmen.

3. Kap. 0303 - Der Landesbeauftragte fiir den
Datenschutz

zuzustimmen.

4 Kap. 0304 - Regierungsprisidium Stuttgart

zuzustimmen.

5. Kap. 0305 - Regierungspridsidium Karlsruhe

zuzustimmen.

Ausgegeben: 10. 02. 93

Drucksache 11 / 1203
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6.

i

12

13.

14.

15.

Kap. 0306 - Regierungspridsidium Freiburg
zuzustimmen.
.Kap. 0307 - Regierungspréasidium Tibingen
Zuzustimmen.
.Kap. 0310 - Feuerschutz, Katastrophenschutz,
zivile Verteidigung
1994 1993
Tit. 8§83 72 statt 51065300 DM 51 656 600 DM
ZUu setzen 46 065 300 DM 46 656 600 DM

und die Etlduterungen entsprechend zu dndern;

im Gbrigen Kap. 0310 zuzustimmen.

.Kap. 0311 - Ausbildung firden Verwaltungs-
dienst
zuzustimmen.
.Kap. 0312 - Landratsédmter

Zuzustimmen.

Kap. 0314 - Landespolizei

zuzustimmen,

Kap. 0315 - Wasserschutzpolizei
zuzustimmen.
Kap. 0316 - Bereitschaftspolizei
Zuzustimmen. ’
Kap. 0317 - Landespolizeischule

zuzustimmen.

Kap. 0318 - Landeskriminalamt
Tit. 422 01 im Stelienplan der planmiBigen Beamten
3. Kriminaltechnisches Institut und sonstige
technische Dienste
Bes.Gr. A 15 Regierungsdirektor

statt 2 2 1
zZu setzen 1 1 1,
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neu aufzunehmén:
Bes.Gr. A 15 Physikdirektor 1 1 0

und die Erlduterungen entsprechend zu indern;

im Dibrigen Kap. 0318 zuzustimmen.

16. Kap. 0319 - Landesamt fiir Verfassungsschutz

Tit. 641 01 die Zweckbestimmung wie folgt zu dndern:

»Anteil des Landes an einer bundesweiten Aufklirungs-
kampagne und AufklirungsmaBnahmen des Landes-
amtes"*

und die Erlduterungen wie folgt zu erginzen:

»Yon den vorgesehenen Mitteln diirfen 100 000 DM fur
eine eigenstindige Aufklidrungskampagne des Landes in
Form einer Wanderausstellung nebst Begleitmaterial ver-
wendet werden.";

im Ubrigen Kap. 0319 zuzustimmen.

17. Kap. 0320 - Landesbeschaffungsstelle fiir die
Polizei

zuzustimmen.

18. Kap. 032t — Fachhochschule fiir Polizei

zuzustimmen.

19. Kap. 0330 - Angelegenheiten der Vertriebenen,
Flichtlinge und Ausstedler, Lasten-
ausgleich

1994 1993
Tit. 111 01 statt 69 400 000 DM 84 000 000 DM
ZU setzen 67 200000 DM 81 800 000 DM;
neu aufzunehmen:
. Tit. 241 01 Zuweisungen des 1994 1993

Bundes nach dem Ez-
sten SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz

8905000 DM 8 905 000 DM*;

1994 1993
Tit. 518 01 statt 140 100 000 DM 224 500 000 DM
ZU setzen 129 105000 DM 213 505 000 DM:

und die Erlduterungen entsprechend zu dndern;
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neu aufzunehmen:

,, Tit. 681 01 Kapitalentschidigun- 1994 1993

gen nach dem Ersten
SED- Unrechisberei- 13700000 DM 13700 000 DM

nigungsgesetz
Die Mittel sind libertragbar.
Die Ausgabeermichtigung erhéht sich um 20413 der
Mehreinnahmen bei Tit, 241 01.
Ausgaben konnen auch vor dem kassenmiidigen Ein-
gang der Einnahmen geleistet werden.™

mit folgenden Erlduterungen:

. veranschlagt ist die Kapitalentschidigung nach Ari. |
§ 17 des Ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes vom
29. Oktober 1992 (BGBI. 1 S. 1814). Die Ausgaben werden
zu 65 v. H. vom Bund getragen, vgl. Tit. 241 01.%;

im {ibrigen Kap. 0330 zuzustimmen.

20, Kap. 0331 - Aufnahme und Unterbringung von
auslandischen Fliichtlingen

zuzustimmen.

21. Von der Ubersicht iiber die im Bereich des Einzelplans 03 verwalteten
Sondervermogen Kenntnis zu nehimen.

IL

Die Landesregierung zu ersuchen,

darauf hinzuwirken,

daB im Zusammenhang mit der Schaffung des besonderen auslanderrecht-
lichen Status fiir Biirgerkriegsfliichtlinge eine Regelung erreicht wird, die

die Kosten der Unterbringung und der Hilfe zum Lebensunterhalt in ei-
nem angemessenen Yerhiltnis zwischen Bund und Land aufteilt.

16. 12.92/28.01. 93

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:
List Dr, Puchta
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Bericht

Der Finanzausschuf} hat in seiner 8. Sitzung am 16. Dezember 1992 und im
Rahmen der Resteberatung in seiner 14. Sitzung am 28. Januar 1993 den
Einzelplan 03, Innenministerium, des Staatshaushaltsplans fiir 1993 und
1994 beraten. Dazu wurden insgesamt 18 unselbstindige Antrige gestellt,
die diesem Bericht als Anlagen beigefiigt sind. Die Antrige 03/1, 03/2 und
Reste/1 sind vom Berichterstatter eingebracht worden.

Der Berichterstatter filhrt einleitend aus, der Etat des Innenministeriums
werde im wesentlichen durch die drei groBen Bereiche Polizei, Aussiedler
und Asylbewerber geprigt.

In den die Polizei beriihrenden Kapiteln sei eine deutliche Erhéhung der
Gesamtausgaben zu verzeichnen. Die Gesamtausgaben fiir die Polizei la-
gen 1992 bei 1,74 Milliarden DM, wihrend fiir 1993 1,98 und fiir 1994 2,1
Milliarden DM veranschlagt seien. Werde 1992 gleich 100 gesetzt, ergebe
sich eine Steigerung im Jahr 1993 auf 113 und im Jahr 1994 auf 121. Dies
hange insbesondere mit den vorgesehenen jeweils 400 Neustellen fiir die
Jahre 1993 und 1994 und dem Strukturverbesserungsprogramm zusam-
men, nach dem pro Haushaltsjahr 650 Stellen des mittleren in solche des
gehobenen Dienst umgewandelt wiirden.

Bei der Erhéhung der Ansitze spielten auch die Stirkung der Bereit-
schaftspolizei und die Investitionen fiir die AuBenstelle der Landes-Poli-
zeischule in Wertheim eine Rolle.

Im Zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan fiir 1992 seien die in Kapi-
tel 0330 — Angelegenheiten der Vertriebenen, Flichtlinge und Aussiedler,
Lastenausgleich - im Uretat veranschlagten Gesamtausgaben bereits auf
482 Millionen DM gekiirzt worden. Fir 1993 sei eine weitere Reduzierung
der Ansitze auf 382 und fiir 1994 auf 299 Millionen DM ausgebracht, In
dieser Senkung der Ausgaben schlage sich der prognostizierte Riickgang
der Zahi der Aussiedler nieder. Infolge der erwdhnten Mittelkiirzungen er-
rechne sich fiir 1993 ein Satz von 79 % und fiir 1994 ein Satz von 62 % der
Gesamtausgaben des Jahres 1992,

Die Zahl der Zuginge an Aussiedlern habe sich von 112 000 im Fahr 1990
iiber 37 600 im Jahr 1991 auf 30 000 im Jahr 1992 verringert. Fir 1993 und
1994 wiirden jeweils 45 000 Unterbringungsfille unterstellt.

Im Zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan fiir 1992 seien die Gesamt-
ausgaben in Kapitel 0331 — Aufnahme und Unterbringung von auslandi-
schen Flichtlingen — mit 565 Millionen DM veranschlagt; fiir 1993 seien
780 und fiir 1994 950 Millionen DM vorgesehen, was einer Steigerung auf
138 bzw. 168 %, wiederum bezogen auf das Jahr 1992 als Basis 100, ent-
spreche. Diese Ansitze beruhten aul dem hochgerechneten Bedarf, der
sich aus dem dramatisch gestiegenen Zugang an Asylbewerbern im Jahr
1992 ergebe.

Sollte sich der in Bonn ausgehandelte Asylkompromil wie geplant durch-
setzen lassen, kdnnten sich in den Kapiteln 0330 und 0331 gewisse Ein-
sparmdglichkeiten aufzeigen. Er hielte es aber fiir unzuldssig, schon zum
gegenwiirtigen Zeitpunkt, zu dem die betreffenden MaBnahmen rechtlich
noch nicht abgesichert seien, Gber gegebenenfalls freiwerdende Mittel dis-
ponieren zu wollen.

Kapitel 0301
Ministerium

Ein Abgeordneter der Fraktion Die Republikaner stellt das Begehren des
Antrags 03/16 dar.

Der Innenminister weist darauf hin, bei den in dem Antrag aufgegriffenen
Stellen handle es sich um solche fiir Referatsleiter. Da diese Stellen einzeln
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bewertet seien, bitte er den Vertreter der Antragsteller um Konkretisie-
rung, welche Stelle gestrichen werden solle.

Der Abgeordnete der Fraktion Die Republikaner erwidert, digs gehe aus
seinen Unterlagen nicht hervor, und verweist auf die schriftliche Begriin-
dung des Antrags.

Der Antrag 03/16 verfillt mit 13 : 1 Stimmen der Ablehnung,

Der Minister antwortet auf Frage eines Abgeordneten der SPD zu den Er-
lduterungen des Titels 526 11 - Kosten fiir Sachverstindige -, ,,insbeson-
dere fiir die Erstellung von Gutachten fiir die Festsetzung von Arbeitswer-
ten im Schornsteinfegerhandwerk", das Ministerium sei fiir die Gebiihren-
festsetzung zustindig. Uber die Hohe der Gebiihren komme es hiufig zu
Konflikten zwischen dem Schornsteinfegerhandwerk und den Gebiudeei-
gentimern bzw. teilweise den Mietern. Um objektiv beurteilen zu kdnnen,
inwieweit die Anforderungen des Schornsteinfegerhandwerks berechtigt
seien, werde ein Gutachten zur Ermittlung der Arbeitswerte im Schorn-
steinfegerhandwerk erstellt.

Kapitel 0301 mit 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0302

Allgemeine Bewilligungen

Der Minister teilt auf Frage eines Abgeordneten der SPD mit, gemiB den
Erlduterungen zu Titel 529 02 -~ Fiir Aufwendungen zur Durchfithrung
iiberregionaler Konferenzen und Veranstaltungen — seien 1993 100 000
DM fiir Kosten der Festveranstaltung zum 40jdhrigen Bestehen der Lan-
desverfassung ausgebracht. Diese wirden unter anderem bendtigt, um ei-
nen Empfang der Landesregierung, Honorare fiir zwei oder drei Referen-
ten, die Drucklegung der gehaltenen Voririige, sonstige Veranstaltungsko-
sten und Einladungsschreiben zu bestreiten. Die Hohe der einzelnen Posi-
tionen lasse sich gegenwiirtig nicht genau beziffern, da hieriiber erst noch
eine Abstimmung erfolgen miisse. Die Festveranstaltung sei fiir November
1993 geplant.

Er fiigt auf Nachfrage eines Abgeordneten der CDU zu dem gleichen Titel
an, daraus kénnten bei Vorliegen der Voraussetzungen, die in den Erliute-
rungen dieses Titels aufgefiihrt seien, zusitzliche Anforderungen befriedigt
werden. Die in dem Titel veranschlagten Mittel seien keinesfalls zu hoch.

Auf Frage eines Abgeordneten der Fraktion GRUNE zu Titel 537 01 -
Férderung der Anliegen kommunaler Biirgeraktionen und der kommuna-
len Selbstverwaltung — bemerkt er, diese Aktionen finden alle zwei Jahre
statt.

Ein Abgeordneter der SPD erwihnt, bedauerlicherweise seien in den letz-
ten Monaten jiidische Friedhofe verstirkt geschindet worden. Er erkun-
digt sich danach, ob die in Titet 653 01 - Zuschiisse zur Betreuung jidi-
scher Friedhéfe — ausgebrachten Miitel einigermalien ausreichten, um die-
se Schindungen zu beseitigen.

Der Minister antwortet, sein Haus kdnne gegenwirtig nicht beziffern, wel-
che Mehrausgaben eventuell anfielen. Sofern zusitzliche Mittel erforder-
lich wiirden, miiBten diese fiber einen Nachtrag bereitgestellt werden.

Er sagt auf Nachfrage des Abgeordneten der SPD zu, diesen noch dariiber
zu informieren, ob eine Schitzung der Kosten zur Beseitigung der Schiin-
dungen jlidischer Friedhofe vorliege und wie hoch diese gegebenenfalls
veranschlagt wiirden.

Der Berichterstatter erléiutert den wesentlichen Inhalt des Antrags 03/1.

Dem Antrag 03/1 wird mit 14 Stimmen bei 1 Enthaltung zugestimmt,
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Ein Vertreter des Innenministeriums legt auf Frage eines Abgeordneten
der SPD zu Titel 526 70 - Kosten fiir Sachverstindige, Gutachten u. dgl. -
dar, ob die fiir 1992 vorgesehenen Mittel verbraucht wiirden, kdnne er
noch nicht beantworten. Die Mittel wiirden zur Unterstiitzung des Mini-
steriums durch Experten und Sachverstindige bei Projekten im Zusam-
menhang mit der Verwaltungsstruktur eingesetzt.

Ein anderer Abgeordneter der SPD fragt, ob die Erkenntnisse aus den ein-
geholten Sachverstindigengutachten, fiir deren Kosten immerhin fast
600 000 DM pro Haushaltsjahr ausgebracht seien, von der Regierungs-
kommission zur Vorbereitung der Verwaltungsreform verwandt wiirden
oder fir welche Zwecke die Mittel gedacht seien. Er betont, die Hhe eines
derartigen Ansatzes erscheine ihm etwas ,,suspekt*, zumal bei den Haus-
haltsresten im Jahr 1992 ein Betrag von 206 000 DM iibriggeblieben sei.

Der Minister legt dar, die Ergebnisse der Untersuchungen, die die Stabs-
stelle Verwaltungsstruktur, Information und Kommunikation leiste, gin-
gen selbstverstindlich in die Arbeit der Regierungskommission zur Vorbe-
reitung der Verwaltungsreform ein. AuBerdem wiirden sie, soweit es sich
ausschlieBlich um ressortspezifische Angelegenheiten handle, unmittelbar
in den Ministerien umgesetzt.

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium habe die Stabsstelle be-
schlossen, die gesamte Hochbauverwaltung einer Untersuchung zu unter-
ziehen, Diese werde 1993 begonnen und voraussichtlich 1994 beendet. Es
sei davon auszugehen, daB die Hochbauverwaltung die Ergebnisse mit der
Zielsetzung verwende, kostengiinstiger zu arbeiten.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE erinnert daran, der AusschuB ha-
be sich bereits im Rahmen der Beratungen des Zweiten Nachtrags zum
Staatshaushaltsplan fiir 1992 mit einer Koordination der Bemithungen des
Innenministeriums und des Staatsministeriums um die Verwaltungsreform
befalit. Zum einen gingen dem Staatsministerium zu diesem Zweck neue
Stellen und zusétzliche Mittel zu, zum anderen wiirden im Etat des Innen-
ministeriums dafiir erhebliche Ansétze ausgebracht. Er bittet um Auskunft
dariiber, wie sichergestellt werde, dall bei den Bemithungen um die Ver-
waltungsreform nicht doppelte Arbeit geleistet und nicht aneinander vor-
beigehandelt werde.

Der Minister hebt hervor, die Stabsstelle sei dem Innenministerium zuge-
ordnet und unterstiitze die Arbeit der Regierungskommission. Uberdies sei
der Ministerialdirektor im Innenministerium stellvertretender Vorsitzen-
der der Kommission. Auch von daher sei gewihrleistet, daBl die Kommis-
sion nicht Auftrige vergebe, die von der Stabsstelle erfillt werden kénn-
ten.

Ein Abgeordneter der CDU weist darauf hin, daf bei Titel 534 69 —
Dienstleistungen Dritter u. dgl. - gegeniiber 1992 erhebliche Mittelsteige-
rungen im Datenverarbeitungsbereich zu verzeichnen seien, und fragt, wie
die Entwicklung in der Zukunft weitergehen werde.

Ein Vertreter des Innenministeriums legt dar, man sei sehr stark von dem
abhiingig, was die Technologie in der Privatwirtschaft auf den Markt brin-
ge. Wenn man hier nicht mitziehe, habe dies zur Konsequenz, dai} die Her-
steller im allgemeinen nach zwei Jahren die Wartung fiir ein ausgelaufenes
Produkt einsteflten und man dann selber sehen miisse, wie man mit den al-
ten Produkten zurechtkomme. Zweitens werde ein erheblicher Teil der
Mittel fiir die Datensicherheit verwandt, und drittens miisse man alle tech-
nologischen Mdoglichkeiten zur weiteren Rationalisierung nutzen. Insofern
werde auch kiinftig eine gewisse Steigerung unvermeidlich sein.

Auf die weitere Frage des Abgeordneten der CDU, ob es durch Leasing
nicht moglich wére, die hohen Anschaffungskosten zu umgehen und den-
noch stets die modernsten Gerite einzusetzen, antwortet der Regierungs-
vertreter, die Landesverwaltung mache von der Moglichkeit, Gerite zu
leasen, durchaus Gebrauch. Man stelle in jedem Einzelfall eine Berech-
nung an, ob Kauf oder Leasing betriebswirtschaftlich sinnvoller sei. Wenn
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es sich um eine Technologie handle, die voraussichtlich nur sehr kurzfri-
stig eingesetzt werde, sei Leasing sicherlich giinstiger, aber man kénne
nicht genereil sagen, daB Leasen immer sinnvoller als Kaufen sei. Die Ent-
scheidung hiinge davon ab, was man anschaffen wolle und welche Laufzeit
man einkalkuliere.

Der Abgeordnete der CDU macht zu Titelgruppe 75 — Malinahmen zur
Hebung der Verkehrssicherheit — darauf aufmerksam, dal} es auch im Etat
des Verkehrsministeriums eine entsprechende Titelgruppe gebe. Thn inte-
ressiere, ob es da nicht zu Uberschneidungent komme und ob man nicht bei
beiden Titelgruppen Kiirzungen vornehmen konne.

Der Minister erklirt, mit dem Verkehrsministerium werde abgesprochen,
welche MaBnahmen mitfinanziert wiirden. Er halte es fiir wichtig, daB die
Polizei auf MalBnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit Einflufl habe
und daB das Innenministerium solche Aktionen initiiere und unterstiitze.
Die Polizei sollte sich nicht aus dem Bereich der Verkehrserziehung zu-
riickziehen, denn viele, zum Beispiel Kinder, hitten auf diese Weise zum
ersten Mal unmittelbaren Kontakt mit der Polizei.

Ein Abgeordneter der SPD fligt erginzend hinzu, er nehme an, dal} die
veranschlagten Mittel vor allem fiir jene MaBnahmen dienten, die zu Be-
ginn eines Schuljahres in Kooperation zwischen der jeweiligen Kreisver-
kehrswacht und der Polizei durchgefithrt wiirden (Schillermiitzen usw.).
Dies bestitigt der Minister.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE mochte wissen, warum bei Titel
684 75 — Zuschisse an Organisationen, die der Sicherheit im Strallenver-
kehr dienen — der Ansatz auf etwas mehr als die Hilfte gegeniiber dem Ist
von 433 000 DM im Jahr 1990 zuriickgegangen sei.

Der Minister erliutert, der Riickgang rithre daher, daBl mit der Einrich-
tung des Verkehrsministeriums die Mittel teilweise umgeschichtet worden
und nun im Einzelplan des Verkehrsministeriums in Kapitel 1303 etatisiert
seten. Fiir 1991 seien 245 000 DM und fiir 1992 250 000 DM an das Ver-
kehrsministerium iibergegangen.

Kapitel 0302 mit 10: 1 Stimmen bei zwei Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0303

Der Landesbeauftragte fiir den Datenschutz

Ein Abgeordneter der SPD bittet um Erlduterung, weshalb bei Titel 425 01
die Vergiitungen der Angestellten im Vergleich zum Ansatz fiir 1992 erheb-
lich zuriickgingen, obwohl laut Stellenplan eine halbe Verwaltungsstelle
hinzukomme, und weshalb bei Kapitel 0303 die séchlichen Verwaltungs-
ausgaben fast unverindert blieben, obwohl die Arbeit im Bereich des Lan-
desbeauftragten fiir den Datenschutz sicher eher zu- als abnehme.

Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz erliutert, ihr Amt wirtschafte
auBerordentlich sparsam und bemiihe sich, auch 1993 mit den veran-
schlagten Betrdgen auszukommen.

Die Angestelltenstellen seien nicht voll ausgeniitzt worden, weil itber ein
halbes Jahr iang eine Stelle fiir einen Informatiker nicht besetzt gewesen
sei und auch im Schreibdienst eine Steile zeitweise unbesetzt geblieben sei.

Auf Nachfrage eines Abgeordneten der SPD, ob demnach der Ansatz
realistisch sei, weil man damit rechne, dafl bestimmte Stellen fiir cine ge-
wisse Zeit nicht besetzt werden kdnnten, antwortet die Landesbeauftragte,
das Innenministerium habe die Betridge in Ansatz gebracht, die ublicher-
weise eingesetzt wiirden. Ihres Wissens sei das Innenministerium dabei
sehr wohl davon ausgegangen, daB alle Stellen besetzt wiirden. Sie kinne
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nicht sagen, ob der Ansatz von 405 000 DM fiir 1992 zu hoch gewesen sei.
Sie sei am Ansatz der Mittel fiir die Personalstellen nicht beteiligt.

Ein Vertreter des Innenministeriums erldutert, fiir die Ansitze fir 199!
und 1992 sei das Ist von 1989 die Bemessungsgrundlage gewesen. Aus Ver-
einfachungsgriinden gehe man bei der Erstellung der Ansitze immer von
dem Ergebnis eines bestimmten Jahres aus und rechne bestimmte Prozent-
sdtze hinzu. Wenn nun bei der Landesbeauftragten fiir den Datenschutz
beispielsweise eine Beamtenstelle nicht habe besetzt werden kdnnen und
ein Angesteilter auf dieser Beamtenstelle gefiihrt worden sei, dann sei da-
durch das Ist bei den Angestelltenvergiitungen , kiinstlich* erhdht worden,
und dies habe sich auf den Ansatz fir die Folgejahre ausgewirkt. Die Be-
messungsgrundlage fir die Ansitze fiir 1993 und 1994 sei das Ist von 1991
gewesen. Das Ist von 278 000 DM mal 109,9 % ergebe den Betrag von
305 500 DM fiir 1993 und mal 114,3 % den Betrag von 317 800 DM fiir
1964,

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE wendet ein, zwischen dem Soll im
Jahr 1990 von 394 800 DM und dem Ist von 316 100 DM bestehe eine er-
hebliche Differenz. Im Jahr 1991 werde das Soll etwa auf derselben Hohe
gehalten, und das Ist sinke weiter um rund 40 000 DM ab. Dies sei mit den
Ausfiihrungen des Regierungsvertreters zur Technik der Kalkulation von
Titelansdtzen nicht erklirbar.

Der angesprochene Beamte entgegnet, fiir den Ansatz fiir 1989790 sei das
Ist von 1988 mafigeblich gewesen. Das Ist hinge davon ab, ob die Stelien
ordnungsgemil besetzt seien oder nicht.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE hiilt dem entgegen, das Ist von
1988 sei um rund 100 000 DM geringer gewesen und habe deshalb offen-
sichtlich nicht die Berechnungsgrundlage dargestellt.

Der Regierungsvertreter vermutet, dal damals alle Beamtenstellen mit Be-
amten besetzt géwesen seien, wahrend 1991 eine Beamtenstelle mit einem
Angestellten besetzt worden sei.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bittet das Innenministerium um
einen zusammenfassenden Bericht iiber die Stellenausstattung des Landes-
beauftragten fiir den Datenschutz in den vergangenen Jahren, damit man
die Berechnung nachvoliziehen kénne und nicht dariiber spekulieren miis-
se.

Der Innenminister sagt den gewiinschten Bericht zu.

Die Landesbeauftragte fiir den Datenschutz erkldrt generell zur Personal-
situation ihres Amts, aus dem Stellenplan sei zu ersehen, dal3 seit Jahren
neun Mitarbeiter fiir den Datenschutz arbeiteten, sofern alle Stellen besetzt
seien. Thr Amt habe mit iiber 8 000 Behérden zu tun. Im staatlichen und
kommunalen Bereich, fiir den ihr Amt zusténdig sei, seien iiber 520 000
Mitarbeiter des 6ffentlichen Diensts titig. Die Eingaben aus der Bevélke-
rung kdnnten nicht mehr in angemessener Zeit erledigt werden. Aus die-
sem Grunde habe sie schon Ende letzten Jahres in ihrem Titigkeitsbericht
gebeten, dal eine neue Stelle fiir einen jungen Juristen geschaffen werde.
Sie wiire demn Parlament und den Fraktionen dankbar, wenn sie sich mit
der Problematik noch e¢inmal auseinandersetzen setzen wiirden. thr Amt
sei unzureichend ausgestattet, wie auch ein Vergleich mit anderen Bundes-
lindern zeige (beispielsweise insgesamt 20 Stellen in Sachsen gegeniiber
insgesamt 1S Stellen in Baden-Wiirttemberg). Deshalb bitte sie trotz der
schwierigen Finanzlage darum, daB man noch einmal iiberlege, wie man
dem Amt helfen kénne.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE erinnert daran, daf$ der Ausschuf}
bei friiheren Haushaltsberatungen wiederholt dariiber diskutiert habe, ob
einzelne Stellen des Landesbeauftragten fiir den Datenschutz angehoben
werden soflten. Ein Antrag der Griinen, die ausgewiesene A-16-Stelle in
den B-Bereich anzuheben, sei abgelehnt worden.
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Er bitte das Innenministerium, rechtzeitig vor der Beratung des Nachtrags-
haushalts einen Bericht iiber die vorgesehene personelle Entwicklung die-
ses Amts vorzulegen. Die von der Landesbeauftragten angesprochenen
Punkte kénne man jetzt ohne eine soiche Stellungnahme nicht erértern,
aber beim Nachtrag diskutieren.

Der Innenminister weist darauf hin, daBl der Stellvertreter der Landesbe-
auftragten fir den Datenschutz jetzt in B 2 sei, und merkt zur Personal-
situation insgesamt an, da} die Dienststelle der Datenschutzbeauftragten
von Stellenstreichungen ausgenommen worden sei.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE erkundigt sich, welche Stellen fiir
dieses Amt der Innenminister in der Zukunft fiir erforderlich halte. Der
bloBe Hinweis, daB man das Amt von Stellenstreichungen ausgenommen
habe, reiche nicht aus. Er wiinsche vom Innenminister eine Aussage, ob
mit den vorgesehenen Stellen die Arbeit geleistet werden konne oder wie
die Stellenzahl erhéht werden miisse.

Ein Abgeordneter der SPD bittet, bis zur Zweiten Beratung des Haushalts-
plans auch eine Aufstellung iiber die Ausstattung des Amts des Daten-
schutzbeauftragten in anderen Bundeslindern vorzulegen.

Der Innenminister sagt einen Bericht zu den von den beiden Abgeordne-
ten angesprochenen Punkten zu.

Die Landesbeauftragte erginzt, mit der Herausnahme ihres Amtes von der
Stellenstreichung seien die Probleme nicht gelést. Das Amt wire im Ver-
gleich zum Innenressort iberproportional belastet worden, wenn man eine
Stelle gestrichen hétte. Daher kénne sie diese Ausnahme nicht als groBes
Entgegenkommen ansehen.

Kapitel 0303 mit 10: 1 Stimmen bei einer Enthaltung genehmigt.

Kapitel 0304
Regierungsprisidium Stuttgart

Ein Abgeordneter der SPD fragt, wie man sich bei Titel 111 41 — Geldstra-
fen und GeldbuBen ~ den im Vergleich zum Soll des Jahres 1992 wesent-
lich geringeren Ansatz zu erkldren habe und wie hoch das Aufkommen bis
Ende Oktober 1992 sei.

Ein anderer Abgeordneter der SPD macht erginzend darauf aufmerksam,
daB beim Regierungsprisidium Karlsruhe ein kriftiger Anstieg der Geld-
strafen und GeldbuBien veranschlagt sei.

Der Innenminister weist darauf hin, dal} vorgesehen sei, in Karlsruhe die
zentrale BuBigeldstelle einzurichten.

Der Vertreter des Innenministeriums berichtet, die bis zum 30. November
1992 bei Titel 111 41 aufgelaufene Summe betrage 2 755 162,60 DM.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE schlieBt daraus, dal demnach das
Ist gegeniiber den beiden Vorjahren weiter um rund eine halbe Million
DM sinke, wiihrend in den Jahren 1988 und 1989 das Ist noch jeweils bei
4,4 Millionen DM gelegen habe. Ihn interessiere, weshalb innerhalb von
finf Jahren die Einnahmen so drastisch zuriickgegangen seien.

Der Vorsitzende fragt, ob man daraus schlieBen kénne, dafi die Disziplin
im StraBenverkehr so stark zugenommen habe.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE méchte nicht ausschlieBen, daB
mangelnde Sorgfalt des Regierungsprisidiums zu dem Einnahmeriickgang
gefiihrt habe.

Auf Bitte des Vorsitzenden sagt der Innenminister zu, die Griinde fiir den
bei Titel 111 41 in den vergangenen Jahren zu verzeichnenden Einnahme-
riickgang in einem Bericht darzustellen.
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP fiihrt zum Antrag 03/3 aus, es falle auf,
da8 beim Regierungsprisidium Stuttgart bei Titel 513 01 - Postgebiihren -
gegeniiber 1992 eine Steigerung von iiber 20 Y%, fiir 1993 und 1994 vorgese-
hen sei, wihrend bei den anderen Regierungsprisidien die Anséize nur ge-
ringfiigig hoher, teilweise sogar etwas niedriger als 1992 seien.

Im Antrag 03/4 gehe es darum, daB3 die Ansitze fiir Maschinen, Gerite,
Ausstattungs- und Ausriistungsgegenstinde — Titel 51501 - fiir 1993 um
fast 38 % und fiir 1994 um fast 47 ¥, gegeniiber 1992 erhéht worden seien.

Der Antrag 03/5 betreffe den gleichen Titel beim Regierungsprisidium
Freiburg. Dort werde der Ansatz fiir 1993 gegeniiber 1992 fast verdoppelt
und steige fiir 1994 um iiber 60 %, gegeniiber 1992.

Da sich die Aufgabenstellung der vier Regierungsprisidien nicht grund-
satzlich unterscheiden diirfte, sei es unverstindlich, daf bei einzelnen Re-
gierungsprisidien die Steigerungen bei den Haushaltsansétzen unverhilt-
nismiBig hoch seien. Auch wenn es hier nur um kleinere Betrige gehe,
miisse sich der Finanzausschuf} damit befassen, da auch fiir die Verwal-
tung der Grundsatz, nach Méglichkeit Einsparungen vorzunehmen, gelten
miisse. Deshalb habe die FDP/DVP-Fraktion in den drei Antrigen ge-
fordert, die Mittel wieder auf das normale Mal zu reduzieren.

Der Vorsitzende weist darauf hin, daB sich die Postgebithren fiir das Ver-
senden von Bescheiden umgekehrt proportional zu den Einnahmen aus
Geldbuflen bei den Regierungsprisidien Stuttgart und Karlsruhe entwik-
kelten.

Der Minister stellt nochmals dar, die Steigerung der Portokosten sei dar-
auf zuriickzufiithren, daB die zentrale Bufigeldstelle in Karlsruhe einge-
richtet werde — deshalb hier die Steigerung der Einnahmen —, aber der
Ausdruck und Versand der BuBgeldbescheide beim Gemeinschaftsrechen-
zentrum in Stuttgart erfolge. Eine Sendung mit Zustellungsurkunde koste
9 DM.

Der Abgeordnete der FDP/DVP zieht daraufhin den Antrag 03/3 zuriick.
Er meint, fir die Maschinen, Gerite, Ausstattungs- und Ausriistungsgegen-
stinde — Antrige 03/4 und 03/5 - konne die Erklarung des Ministers al-
lerdings nicht gelten. Insbesondere beim Regierungsprisidium Freiburg sei
die Steigerung auffallend.

Der Minister entgegnet, ab 1. Januar 1993 werde die Baustoff- und Boden-
priifstelie in das Regierungsprisidium eingegliedert. Hierzu wiirden die
entsprechenden Mittel aus dem Einzelplan 13 - Verkehrsministerium —
iibertragen, im Falle des Regierungsprisidiums Stuttgart filir 1993 114 0060
DM und fiir 1994 132 000 DM. Ohne diese Umschichtung wiirden die An-
sitze nicht steigen, sondern zurlickgehen.

Der Abgeordnete der FDP/DVP erklirt daraufhin, er ziehe auch die An-
trige 03/4 und 03/5 zuriick. Hinweise in den Erlduterungen hitten die An-
tragstellung erspart.

Der Vorsitzende stimmt dieser Bemerkung zu.

Ein Abgeordneter der SPD bittet um Erklarung, weshalb bei Titelgrup-
pe 72, die nach den Erlduterungen das Bergen und Entschirfen, Befordern
und Unschadlichmachen von Kampfmitteln des Zweiten Weltkriegs be-
treffe, die Ausgaben, vor allem die Personalkosten, betrichtlich anstiegen.

Ein anderer Abgeordneter der SPD méchte unter Hinweis darauf, dafl
auch Mittel fir die Beschaffung von Luftbildern veranschlagt seien, ergin-
zend wissen, ob jetzt bestimmte Gebiete systematisch fotografiert wiirden,
weil man dort noch Kampfmittel vermute.

Der Inspekteur der Polizei legt dar, der Kampfmittelbeseitigungsdienst
finde immer noch Munition. Vor allem bei groBen Bauvorhaben wiirden
vorher die Flichen abgesucht (Beispiel: Flughafen). Die gefundene Muni-
tion miisse entschirft, beseitigt und entsorgt werden, und dadurch entstiin-
den hohe Kosten.
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Der Innenminister fiihrt aus, ohne zusitzliche Stellen werde die Auf-
gabe noch weit Gber 20 Jahre in Anspruch nehmen. Die Alliierten hit-
ten nun zusitziiche Luftbilder freigegeben, anhand derer Gelinde abge-
sucht werden milsse. Das Innenministerium habe iiberlegt, ob durch zu-
sdtzliches Personal die Aufgabe beschleunigt bewiltigt werden kénne, ha-
be aber nicht gewagt, entsprechende Antrige zu stellen. Von den Kosten
trage der Bund 90 %, das Land 10 %,

Ein weiterer Abgeordneter der SPD bittet den Innenminister, wenn jetzt
zusitzliche Mittel bewilligt wiirden, die Aufmerksamkeit auf den ehemali-
gen Flugplatz Bdblingen zu richten, wo die Auffindung von Sprengkér-
pern wegen des Moorgeldndes besonders schwierig sei. Das Gelidnde kon-
ne jetzt, nachdem es die US-Streitkrifte freigegeben hitten, stidtebauli-
chen Zwecken zugefiihrt werden.

Der Vorsitzende kommt darauf zuriick, in der Vergangenheit seien fiir
Luftbilder keine Gelder im Haushalt vorgesehen gewesen. Weshalb dafiir
erstmalig in den Jahren 1993 und 1994 jeweils 135 000 DM ausgebracht
werden miifiten, sei noch nicht {iberzeugend begriindet worden.

Der Minister erldutert, die Luftbilder ermdglichten es, die Kampfmittel ge-
zielt zu suchen. Es bestehe die Gefahr, dafl Kampfmittel explodierten oder
Kampfstoffe ins Grundwasser versickerten.

Der letztgenannte Abgeordnete der SPD berichtet, der ehemalige Flug-
platz Béblingen sei intensiv bombardiert worden. In das morastige Gelin-
de seien die Bomben mehrere Meter tief eingedrungen. Diese konne man
nicht vom Boden aus orten, sondern man miisse anhand von Luftaufnah-
men der Alliierten die Einschlagstelle ermitteln und daraus die vermutete
Lage des Sprengkdrpers errechnen.

Der Minister sagt zu, dem FinanzausschuB einen Bericht vorzulegen, aus
dem zu ersehen sein werde, daB entgegen der iiblichen Auffassung die
Aufgabe der Beseitigung der Kampfmittel aus dem Zweiten Weltkrieg
noch lingst nicht bewiltigt sei.

Kapitel 0304 mit 11 : 1 Stimmen bei zwei Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0305 ebenfalls mit 11 : 1 Stimmen bei zwei Enthaltungen ge-
nehmigt.

Kapitel 0306
Regierungsprisidium Freiburg

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bittet um Erlduterung, weshalb
fiir den Regierungsprisidenten a. D. eine Leerstelle gefiihrt werde. Wie er
gehort habe, liege dieser Leerstelle eine Zusage iiber eine Riickkehrmég-
lichkeit zugrunde.

Ein Vertreter des Innenministeriums erkldrt, der Regierungsprisident a. D.
sei beurlaubt worden und habe die Méglichkeit der Riickkehr. Deshalb
milsse eine Leerstelle ausgebracht werden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE fragt weiter, ob man sich diese
Riickkehrméglichkeit so vorzustellen habe, daf} es, wenn es dem Regie-
rungsprisidenten a. D. bei der Brauerei Rothaus nicht mehr gefalle, ein
Duumvirat beim Regierungsprisidium Freiburg geben werde.

Der Vertreter des Innenministeriums antwortet, das Problem miisse dann
im Rahmen einer Reintegration gelst werden.

Der Vorsitzende mochte wissen, wann die gerade frei gewordene Stelle des
Regierungsvizeprisidenten in Freiburg wiederbesetzt werde.

Der Innenminister erwidert, die Stelle sei nicht frei, sondern der jetzige
Stelleninhaber bleibe Regierungsvizeprisident bis zur Ubernahme des
Amts des Landrats (1. Mirz 1993).

Kapitel 0306 mit 11 : 0 Stimmen bei drei Enthaltungen genchmigt.
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Kapitel 0307

Regierungsprisidium Tibingen

Ein Abgeordneter der SPD fragt zn Titel 514 01 - Haltung von Dienstfahr-
zeugen u. dgl. —, wie es zu erkldren sei, daB hier der Ansatz unter Ziffer 6 -
Kfz-Steuer — wesentlich héher als bei den anderen Regierungsprisidien
sel.

Der Innenminister sagt zu, dem Fragesteller eine Antwort zukommen zu
lassen,

Kapitel 0307 mit 11: 0 Stimmen bei drei Enthaltungen genehmigt.

Kapitel 0310

Feuerschutz, Katastrophenschutz, zivile Verteidigung

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE stellt zu Titel 883 72 — Zuweisun-
gen fiir Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbinde - die Frage,
wie sich der friiher vorhandene Antragstau entwickelt habe.

Ein Vertreter des Innenministeriums antwortet, er konne nur Auskunft
iiber den Bewilligungsrahmen in den vergangenen Haushaltsjahren geben:
1989 68,8 Millionen DM, 1990 77,7 Millionen DM, 1991 66,7 Millionen
DM und 1992 78,0 Millionen DM,

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE stellt fest, die Bewilligungen hiit-
ten jedes Jahr um rund 20 Millionen DM tiber den Haushaltsansiitzen ge-
legen. Dies bedeute, dal3 der Mittelabfiu offensichtlich nicht funktioniere.

Der Vertreter des Innenministeriums entgegnet, die BaumaBnahmen er-
‘streckten sich {iber mehrere Jahre. Deshalb seien in jedem Haushaltsjahr
Verpflichtungserméchtigungen fiir jeweils fiinf Jahre vorgesehen. Damit
hoffe man den MittelabfluBl so steuern zu kdnnen, da8 moglichst wenig
Ausgabereste entstiinden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bezeichnet diese Antwort als un-
befriedigend, denn wenn iiber mehrere Jahre hin der Bewilligungsrahmen
jeweils um rund 20 Millionen DM héher als der Haushaltsansatz liege,
dann sei die Folge, dafi sich die MaBnahmen nicht nur jeweils iiber mehre-
re Jahre erstreckten, sondern iiber immer mehr Jahre.

Thn interessiere, wie sich der Mittelabflull entwickelt habe.

Der Innenminister antwortet, die Zahlen fiir 1990 und 1991 seien im Ent-
wurf des Haushaltsplans angegeben; die Zahl fiir 1992 werde er nachlie-
fern und zusitzlich ¢ine Aufstellung {iber die Entwicklung des Antragstaus
vorlegen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE aufert, der Vizeprisident des
Rechnungshofs habe ihn gerade darauf hingewiesen, dal3 hier auch Mittei
aus der Feuerschutzsteuer verwandt werden kdnnten. Allerdings trete nun
eine EG-rechtliche Verinderung ein.

Der Minister entgegnet, die Aufhebung des Monopols werde sich erst ab
1995 auswirken.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE entgegnet, der Zeitpunkt 1995 sei,
da man eine Reihe von bewilligten, aber noch nicht abgeschlossenen MaB-
nahmen vor sich herschiebe, nicht irrelevant.

Darauf erklirt der Minister, in einer Stellungnahme des Finanzministe-
riums zu einem Antrag des Abg. Dr. Ohnewald CDU - Drucksache
11/658 — werde ausgefiihrt, welche Uberlegungen die Finanzministerkon-
ferenz beziiglich der Anhebung des Steuersatzes bei der Feuerschutzsteuer
habe. Es sei davon auszugehen, dald mit Aufhebung des Monopols die Ver-
sicherungspramien erheblich steigen wiirden, und zu befiirchten, daB das

13



Landtag von Baden-Wiirttemberg — 11. Wahlperiode

14

Aufkommen aus der Feuerschutzsteuer in Baden-Wiirttemberg zuriickge-
hen werde.

Der Finanzminister erliutert erginzend, die Aufhebung der Gebiude-
brandversicherungsmonopole werde mit Sicherheit eine Erhdhung der
Versicherungsprimien zur Folge haben. Deshalb wiirden derzeit auf Bun-
desebene Uberlegungen angestellt, angesichts des steigenden Primienauf-
kommens den fiir private Versicherer geltenden Steuersatz zu senken. Da-
bei werde angestrebt, das Feuerschutzsteueraufkommen in Zukunft auf
dem bisherigen Stand zu halten. Ein Gesetzentwurf des Bundes zu diesem
Thema liege derzeit noch nicht vor. Die Landesregierung werde zu gegebe-
ner Zeit den FinanzausschuB iiber die weitere Entwicklung informieren.

Der Innenminister fiihrt weiter aus, in der Vergangenheit sei dem Land die
Differenz zwischen dem normalen Steuersatz und dem Steuersatz fur die
Monopolversicherung verblieben. Diese Mittel fehlten dem Land voraus-
sichtlich in Zukunft, wihrend fiir die anderen Bundeslander mindestens
die Beibehaltung des bisherigen Feuerschutzsteueraufkommens angestrebt
werde. Aus dieser Tatsache ergiben sich einige Fragen etwa auch beziig-
lich der Verwendung des Erloses aus der VerduBlerung der baden-wiirttem-
bergischen Gebiudebrandversicherungsanstalten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE wendet sich zur Begriindung des
Anderungsantrags 03/9 namens seiner Fraktion dagegen, angesichts der
veranderten Sicherheitslage zusitzliche Gerite fiir zivile Verteidigung zu
beschaffen. Er habe allerdings keine Einwiinde, vorhandene Anlagen zu
warten, um die Substanz zu erhalten.

Er fiigt hinzu, die Ansitze bei Titel 515 74 deckten sich nicht mit den in
den Erlduterungen zu diesem Titel genannten Betrigen. Er erbitte eine Er-
kliarung fiir diese Differenz.

Der Innenminister erliutert, die Ansétze bei Titel 812 74 wiirden fiir die
Beschaffung je einer Kurzwellensenderanlage fiir die Funkstelle Lerchen-
berg bendtigt. Diese Funkstelle werde regelmiBig ,.friedensmifig” von
Polizei und Katastrophenschutz benutzt. Eine Kiirzung der Ansitze von
375 000 DM in den Jahren 1993 und 1994 sei nicht mdglich, wenn diese
Sender beschafft werden sollten.

Die Ansatze bei Titel 515 74 seien nachtriglich gekiirzt worden. Gegen-
iiber dem gedruckten Planentwurf miiBten bei den Erlduterungen folgende
Ansiitze ausgebracht werden:

1994 1993
I. Katastrophenschutz 40 000 DM 38 000 DM
IL. Zivile Verteidigung 124 000 DM 110 000 DM

Damit sehe der Entwurf fiir 1993/94 gegeniiber dem Ansatz im Haushalt
1992 fiir die zivile Verteidigung in Héhe von 250 800 DM eine erhebliche
Reduzierung vor. Die veranschlagten Mittel wiirden fiir die Instandhal-
tung der UKW- und Kurzwellensenderanlage sowie von Funktionsiiber-
wachungsanlagen bei der Funkstefle Lerchenberg bendtigt. Eine weitere
Kiirzung des Ansatzes wiirde den Betrieb der Funkstelle beeintrichtigen
und sei daher nicht vertretbar.

Beim Zivilschutzvermittlungsamt Oberreichenbach wiirden nur noch un-
abweisbare bauerhaltende Instandsetzungsmafinahmen — beispielsweise
bei der Klimaanlage — durchgefiihrt, bis {iber die Folgenutzung des ehema-
ligen Ausweichsitzes der Landesregierung entschieden sei.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE hilt diesen Ausfiihrungen entge-
gen, dann miiBten eigentlich die Ansétze unter einem anderen Begriff und
nicht als ,,zivile Verteidigung™ ausgewiesen werden.

Dazu teilt ein Vertreter des Innenministeriums mit, der Ministerrat habe
die Priifung der weiteren Nutzung des ehemaligen Ausweichsitzes der Lan-
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desregierung sowie der organisatorischen Struktur der Funkstelle Lerchen-
berg veranlaBt. Danach misse die exakte Zuordnung im Haushalt vorge-
nommen werden. Er betrachte den Ansatz fiir die Funkstelle bzw. den ehe-
maligen Ausweichsitz der Landesregierung als ,,unechten Aufwand fiir zi-
vile Verteidigung®,

Ein anderer Abgeordneter der Fraktion GRUNE schaltet sich mit der Fra-
ge ein, ob die Mittel fiir den Erwerb einer Senderanlage liberhaupt vor Ab-
schluB der genannten Priifung benétigt wiirden.

Dazu stellt der Innenminister klar, die Senderanlage werde unabhingig
von einer kiinftigen Verwendung des bisherigen Ausweichsitzes der Lan-
desregierung bendtigt. Allerdings wiirden in kommenden Haushalten die
entsprechenden Mittel an anderer Stelle ausgewiesen.

Nach einer weiteren Diskussion dariiber, welche Aufwendungen derzeit
unter ,,ziviler Verteidigung' firmierten, aber eigentlich zu ,,Katastrophen-
schutz* oder zu ,,Feverwehr'* gehérten, regt der Vorsitzende einen Bericht
iiber die nihere Aufteilung der Mittel an.

Darauf antwortet der Innenminister, die Entscheidung fiber die Aufteilung
der Mittel auf ,Polizei, , Katastrophenschutz* und ,,Feuerwehr* und
iber die Folgenutzung des ehemaligen Ausweichsitzes der Landesregie-
rung miisse spétestens bis Ende 1993 getroffen werden, Konsequenzen
hinsichtlich des Haushalts wiirden dann in einem Nachtrag gezogen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE zieht nach dieser Diskussion den
Antrag 03/9 zuriick.

In der Resteberatung zu dem Antrag Reste/1 fiihrt der Berichterstatter
aus, der Antrag korrigiere die urspringlich angesetzten Betrige anhand
der Daten der neuen Steuerschitzung, die Kiirzungen im Ausgabenbereich
erforderten. Die Verpflichtungsermichtigung sei davon nicht betroffen.

Dem Antrag Reste/1 wird einstimmig zugestimmt.
Titel 883 72 mit den beschlossenen Anderungen genehmigt.
Kapitel 0310 wird mit 13 : 1 Stimmen genehmigt.

Kapitel 0311 und 0312 werden mit 12 : 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen
genehmigt,

Kapitel 0314

Landespolizei

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE begriindet den Anderungsantrag
03/10 damit, daB nach seiner Meinung die Anstrengungen im Bereich der
inneren Sicherheit hinsichtlich der Verstirkung der Prisenz der Polizei
und der Ermittlung bei rechtsextremistischen Straftaten verstirkt werden
millten, wihrend das Landesamt fiir Verfassungsschutz keine Verfol-
gungsaufgaben habe, sondern nur der Beobachtung diene.

Ein Abgeordneter der SPD wendet sich dagegen, in der jetzigen Situation
angesichts der erschreckenden Entwicklung im ,,rechten Lager* das Lan-
desamt fiir Verfassungsschutz aufzuldsen. Das Landesamt fiir Verfassungs-
schutz habe auch nach der Wiedervereinigung im rechtsstaatlichen Interes-
se liegende Aufgaben, etwa bei einer Beobachtung und wirksamen Be-
kidmpfung des Rechtsextremismus. Deshalb kdnne die SPD dem Antrag
03/10 nicht zustimmen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE teilt zwar die Einschiitzung seines
Vorredners hinsichtlich der schon im Vorfeld von Straftaten erforderlichen
Bekdmpfung rechtsextremistischer Tendenzen, hebt jedoch darauf ab, die
Fraktion GRUNE wolle gerade nicht den Polizeiapparat schwichen. Das
Landesamt fiir Verfassungsschutz kénne nichts zur Verfolgung rechtsextre-
mistischer Téter beitragen. Deshalb plidiere er dafiir, den Uberwachungs-
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auftrag an das Verbrechen und nicht an die Gesinnung von Personen an-
zukniipfen. Zur Verfolgung konkret begangener Straftaten miiBten sowohl
dem Landeskriminalamt als auch der Landespolizei zusétzliche Stellen zur
Verfiigung gestellt werden. In der derzeit angespannten Haushaltslage sei
dies nur durch Umwidmung von Stellen aus dem Landesamt fiir Verfas-
sungsschutz mdglich. Im iibrigen habe auch die SPD zu Oppositionszeiten
das Landesamt fiir Verfassungsschutz kritisch hinterfragt.

Der angesprochene Abgeordnete der SPD bekriftigt seine Auffassung, Er-
fahrungen mit dem rechisextremistischen Spektrum hitten gezeigt, dall der
Staat schon im Vorfeld von Straftaten tétig werden miisse. Er halte das
Landesamt fiir Verfassungsschutz fiir notwendig, um ,,Unterminierungen
des Rechtsstaats® frithzeitig begegnen zu kdnnen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP wendet sich dagegen, entsprechend dem
Anderungsantrag 03/10 die Aufgabe der Polizei auf Beobachtungen im
Vorfeld von Straftaten auszudehnen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE fragt, ob in der Vergangenheit in
Baden-Wiirttemberg Erkenntnisse des Landesamts fiir Verfassungsschutz
zu Erfolgen bei Ermittlungen beigetragen hitten.

Der Innenminister macht zunichst darauf aufmerksam, dafl nach dem
Grundgesetz die Zustindigkeit fiir Regelungen der Zusammenarbeit des
Bundes und der Linder in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes beim
Bundesgesetzgeber liege. Das Bundesverfassungsschutzgesetz lege fest, dall
jedes Land eine Behdrde zur Bearbeitung von Angelegenheiten des Verfas-
sungsschutzes unterhalten miisse. Insofern stehe es nicht im Belieben des
Landesgesetzgebers, das Landesamt fir Verfassungsschutz aufzugeben.
Dariiber hinaus miiBte in Abschnitt 11 des Anderungsantrags 03/10 das
Datum ,,17. 10. 78** in ,,22. 10. 91** gedndert werden.

Er fohrt aus, die Nachrichtenpraxis der Bundesrepublik beruhe ausdriick-
lich auf einer Trennung zwischen Nachrichtendienst und Polizei. Diese
Trennung garantiere ein héheres MaB an Freiheitsschutz als eine Ansied-
lung der nachrichtendienstlichen Vorfeldaufkldrung bei der Polizei. Bei ei-
ner etwaigen Auflésung des Landesamts fiir Verfassungsschutz wiren ge-
rade bei politisch motivierten Straftaten oder bei terroristischen Straftaten
gegen Auslinder Vorfeldaufklirungen durch eine andere Institution not-
wendig.

Er erginzt, etwa die Hilfte der Bediensteten des Landesamts fiir Verfas-
sungsschutz gehdrten nicht der Polizeilaufbahn an. Schon deshalb wire
ein Umressortieren entsprechend dem Anderungsantrag 03/10 rein fak-
tisch nicht méglich.

Er berichtet, das Landeskabinett habe beschlossen, wegen der rechtsextre-
mistischen Straftaten.von einem weiteren Personalabbau beim Landesamt
fiir Verfassungsschutz abzusehen. Im Bereich der Nachrichtenauswertung
sei inzwischen auch ein Teilreferat ,,Rechtsextremismus* eingerichtet wor-
den. Im Bereich der Nachrichtenbeschaffung befaliten sich derzeit 75 %
und im Bereich der Observation sogar 85% der Kapazititen mit dem
Rechtsextremismus. Er halte diese Schwerpunktverlagerung fir notwen-
dig, um die bedrohlichen Entwicklungen besser in den Griff zu bekom-
men.

In der Vergangenheit hitten natiirlich Erkenntnisse des Landesamts fiir
Verfassungsschutz zu einer Verhinderung bzw. Aufklirung von Straftaten
beigetragen. Im iibrigen erstatte das Landesamt fiir Verfassungsschutz re-
gelmiBig im Stindigen AusschuB und im Gremium nach Artikel 10 GG
Bericht Tiber seine Téatigkeit.

Mit 12:1 Stimmen bei einer Stimmenthaltung lehnt der Finanzaus-
schull den Anderungsantrag 03/10 insgesamt ab.,

Auf Frage eines Abgeordneten der SPD beziffert ein Regierungsvertreter
das Ist-Ergebnis der Einnahmen bei Titel 111 41 zum 30. November 1992
auf 9 793 588,81 DM.
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Nach dem Einwand des Abgeordneten der SPD, er hiitte angesichts der zn
beobachtenden verstiarkten Radarmessungen und des Ist-Ergebnisses von
14,3 Millionen DM im Jahr 1991 eigentlich ein hoheres Ergebnis erwartet,
macht der Innenminister darauf aufmerksam, daB in der letzten Zeit ver-
starkt die Kommunen diese Aufgabe Gbernommen hidtten. Konsequenter-
weise gingen Geldstrafen und BuBgelder dann gréBtenteils nicht mehr
beim Land, sondern bei den Kommunen ein. Im ibrigen habe die Landes-
regierung im Rahmen der Anstrengungen zur Prisenzverbesserung der Po-
lizei die Tdtigkeit der Polizei im Bereich der Verkehrsiiberwachung abge-
baut. Auch dies filhre zwangsliufig zu einer Reduzierung des BuBgeldauf-
kommens.

Auf Vorschlige, die Ansitze fir 1993 und 1994 bei diesemn Titel nach un-
ten zu korrigieren, riat der Innenminister dazu, zunichst die weitere Ent-
wicklung abzuwarten und notfalls die Ansétze in einem Nachtrag zu be-
richtigen.

Ein Abgeordneter der CDU aduflert, die Verschirfung des BuBgeldkatalo-
ges ab 1. Januar 1993 kdnne zu einer gewissen Kompensation beitragen.
Deshalb sollten die Haushaltsansétze zunichst beibehalten werden.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE erklirt, er hielte das Beibehalten
unrealistischer Ansétze fiir unserids. Er schiage vor, Titel 111 41 zu den
Resten zu verweisen und das Innenministerium zu bitten, bis dahin eine
Uberpriifung vorzunehmen.

Bei der Resteberatung legt der Innenminister hierzu dar, das Innenmini-
sterium habe die Ansétze mit Schreiben vom 20. Januar 1991 an den Abge-
ordneten der Griinen erliutert. Der Planansaiz solle beibehalten werden.

Titel 111 41 einstimmig genehmigt.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE begriindet den Anderungsantrag
03/11 und meint, dall die angesetzten Betrige angesichts der stindig zu-
riickgehenden Zahl von Mitarbeitern im freiwilligen Polizeidienst redu-
ziert werden konnten, und bittet um Auskunft iiber den Mittelabflufl bei
Titel 543 01 in den Monaten Oktober und November 1992.

Ein Abgeordneter der CDU wiirdigt den freiwilligen Polizeidienst als
wertvolles biirgerschaftliches Engagement fiir den Staat und tritt namens
der CDU dafiir ein, diesen Dienst nicht weiter abzubauen. Er gebe zu be-
denken, dal3 der freiwillige Polizeidienst in bestimmten Bereichen - etwa
bei der Verkehrsiiberwachung und Verkehrslenkung ~ die Polizei deutlich
entlasten kénne, Nachdem die Ansétze fiir 1993 und 1994 gegeniiber frii-
heren Jahren zuriickgegangen seien, sollte keine weitere Klirzung erfolgen.

Der Innenminister rdumt ein, daf} trotz der PersonalgewinnungsmaBnah-
men der Polizei in den letzten Jahren die Zahl der im freiwilligen Polizei-
dienst Titigen kontinuierlich gesunken sei. Deshalb habe die Landesregie-
rung den Ansatz fir die Jahre 1993 und 1994 auch gesenkt. Im Rahmen
der Verbesserung der sichtbaren Polizeiprisenz solle in den néichsten bei-
den Jahren der freiwillige Polizeidienst im Rahmen seiner Aufgaben ver-
stiarkt zu Dienstleistungen herangezogen werden. Er gehe davon aus, daB
die fir den Haushaltsansatz entscheidende Zahl der geleisteten Dienststun-
den im freiwilligen Polizeidienst im Jahr 1993 mindestens auf dem Vorjah-
resstand gehalten werden kdnne. Das Ist-Ergebnis bei Titel 543 01 im Jahr
1991 habe 3,947 Millionen DM betragen, das Ist-Ergebnis zum Ende No-
vember 1992 liege bei 3,24 Millionen DM.

Ein anderer Abgeardneter der Fraktion GRUNE erinnert daran, dal} die
SPD bei der Beratung des Doppelhaushalts 1989/90 beantragt habe, den
Ansatz von 4 Millionen DM auf 2 Millionen DM zu halbieren. Er halte ei-
ne Argumentation, die davon abhinge, ob eine Partei Regierungsverant-
wortung trage oder nicht, fiir nicht serids.

Der Innenminister erlautert, auch nach seiner Auffassung werde die Zahl
der Angehdrigen des freiwilligen Polizeidienstes noch weiter abnehmen,
zumal der Altersdurchschnitt dieser Personen iiber 50 Jahre liege. Der An-
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satz fur 1993 und 1994 beruhe aber darauf, daBl der freiwillige Polizei-
dienst insbesondere bei GroBveranstaltungen — im nichsten Jahr IGA und
Leichtathletik-Weltmeisterschaften — verstirkt eingesetzt werden solle. Die
von der Koalition beschlossenen PersonalstirkungsmaBnahmen der Po-
lizei wirkten sich erst ab dem Haushalt 1995/96 aus. Auf weitere Nachfra-
ge stellt er klar, es hdnge von der weiteren Entwicklung ab, ob nach 1995
eine deutliche Reduzierung des Ansatzes bei Titel 543 01 moglich sei.

Der zweitgenannte Abgeordnete der Fraktion GRUNE spricht sich nach
diesen Ausfiihrungen dafiir aus, die Landesregierung solle einen Bericht
iiber den freiwilligen Polizeidienst erstatten, der die Entwicklung der Zahl
der im freiwilligen Polizeidienst titigen Personen, des Altersdurchschnitts
und der pro Kopf geleisteten Dienststunden in den letzten Jahren beinhal-
te.

Der Innenminister verweist zur Antwort in Drucksache 11/567, aus der
bereits wesentliche Fakten zu diesem Sachverhalt hervorgingen. Sofern der
Abgeordnete noch Nachfragen habe, solle er eine parlamentarische Initia-
tive ergreifen oder schriftlich beim Innenministeriemn um Antwort nachsu-
chen.

Mit 7:2 Stimmen bei 2 Enthaltungen verfiillt der Anderungsantrag
03/11 der Ablehnung.

Der Vorsitzende ruft den Anderungsantrag 03/17 auf,

Ein Abgeordneter der Fraktion Die Republikaner tragt die schriftliche Be-
grindung des Antrags vor.

Auf den Einwand eines Abgeordneten der SPD, fiir den Antrag liege kein
Deckungsvorschlag vor, entgegnet er, die Republikaner hiitten Deckungs-
vorschlige vorgelegt, die der Ausschull abgelehnt habe.

Mit 11:1 Stimmen lehnt der AusschuB den Anderungsantrag 03/17
ab.

Ein Abgeordneter der SPD bittet um Erliuterung des im Vergleich zu den
Ansiitzen fiir 1992 und 1994 von jeweils 50 000 DM mit 1,6 Millionen DM
fiir 1993 auffallend hohen Ansatzes bei Titel 631 01.

Der Innenminister erliutert, dieser Ansatz beruhe auf den im Jahr 1993 in
Stuttgart stattfindenden Leichtathletik-Weltmeisterschaften und der 1GA.

Auf den Einwand des AusschuBvorsitzenden und des fragestellenden
SPD-Abgeordneten, in den Erlduterungen werde nur auf die Leichtathle-
tik-Weltmeisterschaften verwiesen, fahrt er aus, diese Veranstaltung bedin-
ge auch den groBten Teil des Mehraufwandes. Bei den Leichtathletik-Welt-
meisterschaften wiirden nach derzeitigen Berechnungen bei der gegenwir-
tigen Sicherheitslage voraussichtlich tdglich bis zu 1 500 Beamte erforder-
lich. Die LPD Stuttgart II kénne aus eigenen Kriften 300 Beamte stellen,
zirka 500 Beamte konnten aus anderen Teilen des Landes - Landespolizei-
direktionen, Bereitschaftspolizei — eingesetzt werden. Die restlichen sieben
Hundertschaften mii3ten vom Bundesgrenzschutz bzw. von anderen Bun-
deslindern angefordert werden. Diese Krifte wiirden mit einem zeitlichen
Vorlauf von etwa zwei Wochen iber die gesamte Veranstaltungsdauer be-
nétigt, insgesamt also rund vier Wochen. Der Mehrbedarf fiir die Leich-
tathletik-Weltmeisterschaften mache den Betrag von 1,545 Millionen DM
aus.

Auf Nachfrage eines anderen Abgeordneten der SPD nach Moglichkeiten
eines Kostenersatzes verdeutlicht er, eine Rechtsgrundlage fiir einen Ko-
stenersatz bestehe nicht und solle nach Auffassung der Mehrheit des Land-
tags auch nicht geschaffen werden.

Der Staatssekretir im Finanzministerium fiigt hinzu, auch die anderen
Bundeslinder hiitten keine Rechtsgrundlage fiir einen Kostenersatz bei
solchen Einsétzen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE fragt unter Hinweis auf die Er-
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liuterungen zu Titel 811 01, welche Fabrikate und Fahrzeugtypen fiir die
Fahrzeug-Ersatzbeschaffung vorgesehen seien und zu weichem Zweck die-
se eingeseizt wiirden.

Ein Vertreter des Innenministeriums berichtet hierzu:

200 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 2,0 1 Hubraum) seien VW Passat Va-
riant, minzgriin-weiB und neutral,

100 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 2,01} Audi 80 als Kriminalpolizei-
Fahrzeuge,

50 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 2,3 1) betriifen die bisherigen Merce-
des 230 E, kiinftig 220 E, fiir den Verkehrsdienst-Autobahnein-
satz,

30 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 2,3 1) VW Kombis (VW Bus),

20 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 2,6 1) die bisherigen 2,6-1-Fahrzeuge
von Mercedes fiir den Autobahneinsatz (Sechszylinderfahrzeuge
mit langen Laufzeiten),

10 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 3,01) seien fiir Mobile Einsatzkom-
mandos,

4 Einsatzfahrzeuge (bis zirka 5,6 1) mit Sonderschutz und Sonder-
ausstattung, sogenannte Panzerfahrzeuge, zum Schutz transport-
gefihrdeter Personlichkeiten und

10 Mannschaftskraftwagen mit Sonderausstattung als Sonderfahr-
zeuge fiir die Kriminalpolizei vorgesehen.

Ein Abgeordneter der SPD fragt unter Hinweis auf die Ziffer 2 der Erldn-
terungen zu Titel 811 02, warum sich trotz des Kaufs von zwei Hubschrau-
bern der in den Erlduterungen zu Titel 514 01 (Seite 193 des Einzelplanent-
wurfs) aufgefiihrte Bestand lediglich von sieben auf acht erhhe.

Der Landespolizeiprisident antwortet, fiir einen bei Hockenheim verun-
glickten Hubschrauber aus dem bisherigen Bestand von sieben Hub-
schraubern miisse Ersatz beschafft werden, so daB sich der bisherige Be-
stand lediglich um einen weiteren Hubschrauber erhéhe.

Kapitel 0314 mit 13 : 1 Stimmen genehmigt.
Kapitel 0315 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0316

Bereitschaftspolizei .

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE wirft unter Hinweis auf die For-
mulierung ,,Mehr wegen Gebithreneinnahmen fiir Geldiransportbegleitun-
gen.” in den Erlduterungen zu Titel 119 49 die Frage auf, ob die Beglei-
tung von Geldtransporten privaten Firmen iibertragen werden sollte.

Der Landespolizeiprisident entgegnet, derzeit werde diese Aufgabe von
der Polizei wahrgenommen. Immer wieder wiirden Gespriiche dariiber ge-
fithrt, diese Aufgabe Privaten zu Gbertragen. Wenn die Geldtransportbe-
gleitungen aber nicht von Privaten iibernommen wiirden, blieben diese
nach dem Gesetz Aufgabe der Polizei.

Auf die Fragen cines anderen Abgeordneten der Fraktion GRUNE, wes-
sen Geldtransporte begleitet wiirden und ob die gesetzliche Bestimmung so
weit gehe, dal das Innenministerium keinen Kostenersatz verlangen kan-
ne, antwortet er, es wiirden ausschlieBlich Geldtransporte der Landeszen-
tralbank begleitet. Die Fahrzeuge seien von der Landeszentralbank be-
schafft und der Polizei zur Verfiigung gestellt worden. Sie wiirden von der
Polizei gefahren, und der Schutz werde von der Polizei iibernommen.
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Der Vorsitzende stellt fest, durch diese Praxis werde zumindest ¢in hoher
Kostendeckungsgrad erreicht.

Der erstgenannte Abgeordnete der Fraktion GRUNE trigt die wesentli-
chen Punkte der schriftlichen Begriindung des Anderungsanirags 03/12
vor und erwihnt dabei, es niitze wenig, Werbung flir die Ausbildung bei
der Polizei zu machen, wenn in der Ausbildung dann ein Praxisschock fol-
ge und zahlreiche Bewerber die Ausbildung aufgiben.

Von der Regierung begehrt er Auskunft dariiber, ob seine Informationen
der Wirklichkeit entspriachen, daB 1992 iiber 150 Polizeianwirter nach
dem Beginn der Ausbildung vom Polizeidienst zuriickgetreten seien.

Weiter ist er der Meinung, die hohe Zahl derjenigen, die die Ausbildung
bei der Bereitschaftspolizei abbrichen, miisse Anlal} sein, fir die Ausbil-
dung mehr zu tun. Frither habe bei der Bereitschaftspolizei in Bruchsal ein
sogenanntes Lehrrevier bestanden, es sei aber wegen fehlender Lehrraume
aufgeldst worden.

Neben der Erhéhung des Haushaltsansatzes um 150 000 DM fiir die tech-
nische Ausriistung des Lehrreviers ergebe sich dadurch ein weiterer Mehr-
bedarf in Héhe von 30000 DM, dall wegen des geringen Lehrmitteletats
oft ab September/Oktober kein Geld mehr fiir notwendige Folien und Ko-
pien vorhanden sei. Er halte es fiir unwiirdig, dal} sich die Lehrkrifte dann
anderweitig behelfen miifiten.

Der Innenminister legt dar, der Haushaltsansatz sei gegeniiber 1992 mit
108 100 DM fiir 1993 auf 250 000 DM und fiir 1994 auf 150 000 DM er-
hoht worden. Dies sei wegen der Einrichtung von zusitzlichen Klassen im
Lehrgang zum Erwerb der Fachhochschulreife bei den Polizeifachschulen
in Goppingen und in Biberach notwendig geworden.

Lehrreviere mit einer rdumlichen und technischen Ausstattung, unter an-
deremn zum Beispiel Funktischen, die an den Verhiitnissen in einem Poli-
zeirevier orientiert sei, seien bei der 2. bis 4. Bereitschaftspolizei-Abteilung
(BPA) eingerichtet. Die Beamten lernten dort im ficheriibergreifenden
Unterricht im Fach Polizeidienstkunde, polizeiliche Aufgaben und Ein-
satzlagen situations- und verhaltensgerecht zu bewiltigen. Dabei wiirden
unter anderem Rolienspiele durchgefiihrt. Das Verhalten der Polizeibeam-
ten werde mit Videokameras aufgezeichnet und durch den Fachlehrer be-
wertet und Korrigiert.

Bei der 1. BPA in Bruchsal, auf die sich der Antrag 03/12 beziehe, habe
ein Lehrrevier mit der entsprechenden Ausstattung bisher nicht eingerich-
tet werden kénnen, weil aufgrund der Erh6hung der Ausbildungskapazitat
alle geeigneten Riumlichkeiten als Lehrsile fiir den allgemeinen Unter-
richt genutzt werden miiBten. Wegen der Raumengpisse im Lehrsaalbe-
reich bei der 1. BPA habe das Innenministeriurn beim Finanzministerium
bereits einen Antrag zur Anmietung von zwei Lehrsaaicontainern gestellt.
Die Einrichtung eines voll ausgestatteten Lehrreviers werde jedoch voraus-
sichtlich erst nach der Einrichtung der 5. BPA in der Wildermuth-Kaserne
in Béblingen und der geplanten Umstrukturierung der Ausbildungsorgani-
sation bei der Bereitschaftspolizei im Zuge der Intensivierung, der Verkiir-
zung und der Prisenzverbesserung frithestens 1994 mdglich sein.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE beantragt daraufhin, den Antrag
03/12 zu dndern und fir 1993 statt 250 000 DM 280 000 DM und fiir 1994
statt 150 000 DM 330 000 DM in den Haushalt einzustellen.

Ein Abgeordneter der SPD entgegnet, er habe vor wenigen Wochen aus-
fiihrliche Gespriche bei der Bereitschaftspolizei in Bruchsal gefiihrt. Dabei
set das fehlende Lehrrevier nicht angesprochen worden. Insofern sei ihm
neu, dafB ein Defizit bestehe.

Ein anderer Abgeordneter der Fraktion GRUNE bittet, die den Griinen
gegeniiber gedufierten Wiinsche als ein Sachanliegen ernst zu nehmen. Ein
Antrag sollte nach seiner sachlichen Begriindung gewiirdigt werden. Er sei
gerne bereit, Angehdrigen anderer Fraktionen die Gelegenheit zu Riick{ra-
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gen zu geben und iiber den Antrag 03/12 spiter zu entscheiden. Er sei aber
nicht bereit, fiir 1994 Begriindetes ablehnen zu lassen, nur weil Mitglieder
anderer Fraktionen von dem Anliegen nicht vor den Griinen erfahren hit-
ten.

Der Vorsitzende vertritt die Auffassung, der so kritisierte Abgeordnete der
SPD habe sehr wohl das Recht, seine Verwunderung dariber zum Aus-
druck zu bringen, dal} dieses Anliegen nicht an ihn herangetragen worden
sei.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE antwortet auf Frage eines Abge-
ordneten der CDU, die Deckung fiir den Antrag 03/12 sei im Rahmen der
Gesamtdeckung der Anderungsantrige der Fraktion GRUNE vorgesehen,

Der Anderungsantrag 03/12 wird mit 10: 3 Stimmen abgelehnt.

Ein Abgeordneter der SPD wirft unter Hinweis auf die Ziffer 2 der Erliu-
terungen zu Titel 811 01 die Frage auf, fiir welchen Zweck das SEK Ba-
den-Wiirttemberg zwei Fahrrider einsetze.

Der Innenminister antwortet, die Fahrrider wiirden zum Beispiel fiir Ob-
servationszwecke im Geldnde, bei denen Polizeifahrzeuge stirker als Fahr-
rider auffielen, verwendet.

Kapitel 0316 mit 12 Stimmen bei einer Stimmenthaltung genehmigt.

Kapitel 0317 mit 12 Stimmen bei einer Stimmenthaltung genehmigt.

Kapitel 0318

Landeskriminalamt

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE fragt zur Titelgruppe 71, ob die
Kampagne ,,Bleib clean — na klar** weiterhin durchgefiihrt werde.

Der Minister antwortet, die Titelgruppe 71 des Kapitels 0318 habe nichts
mit der Kampagne ,,Bleib clean - na klar* zu tun, sondern in dieser Titel-
gruppe seien Kostenerstattungen des Bundes und der anderen Linder fiir
das kriminalpolizeiliche Vorbeugungsprogramm auf Bundesebene veran-
schlagt.

Auf den Hinweis des Abgeordneten der Griinen, bei der Nachtragshaus-
haltsberatung 1991/92 habe er sich notiert, bei der Titelgruppe 71 seien
Mittel fiir die Kampagne ,,Bleib clean ~ na klar* veranschlagt, entgegnet
der Minister, dies miisse auf einem Irrtum beruhen. Die Kosten fiir das
kriminalpolizeiliche Vorbeugungsprogramm triigen Bund und die alten
Bundesldnder nach dem sogenannten Kd&nigsteiner Schliissel. Auf Baden-
Wiirttemberg entfalle ein Anteil von rund 305 000 DM jahrlich. Die Ge-
schifisfiihrung liege beim Land Baden-Wiirttemberg,

Ein Vertreter des Innenministeriums erginzt, die Sonderaktion ,,Bleib
clean - na klar* sei unter dem Titel 545 02 des Kapitels 0318 etatisiert ge-
wesen.

Ein Abgeordneter der CDU fiihrt unter Hinweis auf die Erlduterungen zu
den Titeln 542 01 und 812 01 aus, nach seinen Informationen sei die sich-
liche Ausstattung beim Kriminaltechnischen Institut nicht ganz so, wie sie
sein sollte. Er bittet um einen Bericht des Innenministeriums Gber die sich-
liche Ausstattung des Kriminaltechnischen Instituts bis zur Beratung der
Reste im Finanzausschull und beantragt die Zuriickstellung der Beratung
{iber die Titel 542 01 und 812 01 sowie die Titelgruppe 69 bis zur Restebe-
ratung, um eventuell noch Verinderungen vornehmen zu kdnnen.

Der Vorsitzende ruft den Anderungsantrag 03/13 mit zur Beratung auf.

Der zweite Abgeordnete der Fraktion GRUNE bemerkt, der Titel 515 69
sei in den vergangenen Jahren kontinuierlich um mindestens 1 Million
DM iber dem Ist-Ergebnis veranschlagt gewesen. Deshalb gingen die Ini-
tiatoren des Antrags 03/13 davon aus, dal dieser Titel nicht dem Grund-
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satz der Haushaltswahrheit entspfcche. Sie beantragten deshalb, 1993 und
1994 jeweils 1 Million DM zu streichen.

Der Minister fihrt aus, in Titel 515 69 seien insbesondere die gesamten
Wartungskosten fiir den Betrieb des Rechenzentrums der Innenverwaltung
(RZI) und des Informations- und Kommunikationsnetzes der Polizei Ba-
den-Wiirttemberg (IKNPOL-BW) einschlieBlich der Endgerite fir die ge-
samte Polizei etatisiert. Die Kosten stiegen durch den vermehrten Einsatz
von Endgeriten. In den Jahren 1991 und 1992 hitten rund 1 000 zusitzli-
che Endgeriite beschafft werden kénnen. Die Kosten seien fast iiberwie-
gend durch Vertrige gebunden.

Die Ist-Zahlen der friitheren Haushaltsjahre kénnten nicht als Basis fiir
den Bedarf 1993/94 herangezogen werden, da durch verzdgerte Inbetrieb-
nahme des IKNPOL-Systems die Wartungskosten erst ab 1993 voll zum
Tragen kimen; denn wihrend der Zeit der Gewdhrleistung im ersten Jahr
nach der Beschaffung fielen in der Regel keine Wartungskosten an.

Der zweitgenannte Abgeordnete der Fraktion GRUNE fragt nach dem
Mittelabflul} 1992,

Der vorher genannte Abgeordnete der CDU fragt unter Hinweis auf die
Formulierung ,,Eine Neukonzeption von INPOL-Bund u. a. mit Ubernah-
me des gesamten kriminalpolizeilichen Meldedienstes auf elektronische
Ubertragung und Einfiithrung des Sachbearbeiterprinzips ist geplant und
erfordert eine Neugestaltung von INPOL-Land.” in den Erlduterungen zur
Titelgruppe 69, inwieweit das INPOL-Land modernisiert werden miisse.

Der Landespolizeiprisident legte dar, derzeit werde auf Bund/Linder-
Ebene die Neukonzeption von INPOL insgesamt diskutiert. Nach einem
BeschluB der Innenministerkonferenz aus dem Jahre 1990 sei eine Neu-
konzeption von INPOL-Bund vorgeschen. Parallel dazu misse INPOL-
Land ebenfalls neu konzipiert werden.

Dariiber hinaus gebe es einen Antrag vom April/Mai 1991, der die Proble-
matik aufgreife, daB derzeit die Personenauskunftsdatei (PAD) und die
Falldatei fiir ungeklirte Straftaten (MODY) des Landes unter datenschutz-
rechtlichen Aspekten nicht mehr auf dem neuesten Stand seien und die
Technik auch nicht zulasse, sie auf den neuesten Stand zu bringen, weil im
Modulbereich Probleme aufirdten. Mit dem Antrag vom April/Mai 1991
sei die Regierung aufgefordert worden, unter datenschutzrechtlichen
Aspekten das polizeiliche Informationssystem INPOL-Land neu zu konzi-
pieren. INPOL-Land miisse an die Bundeskonzeption angepafit und die
Diateien, insbesondere PAD und MQOD, im Land miiBten neu strukturiert
und konzipiert werden.

Der zuerst genannte Abgeordnete der Fraktion GRUNE macht auf die fiir
1993 und 1994 vorgesehene Erhdhung der Haushaltsansitze bei Titel
515 69 aufmerksam und vertritt die Auffassung, die Ist-Zahlen der Vorjah-
re wiesen darauf hin, da} die damaligen Ansitze nicht ausgeschdpft wor-
den seien. Wenn der Ansatz fiir 1994 der Realitit entspriiche, steigerte sich
der Bedarf innerhalb von zwei Jahren auf fast das Doppelte. Dies erschei-
ne ihm wenig plausibel. Deshalb bitte er die Regierung, die von ihr erwar-
tete reale Kostenentwicklung in dem im Zusammenhang mit der Zuriick-
stellung der Titelgruppe 69 zu den Resten erbetenen Bericht niher darzule-
gen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP weist darauf hin, die Titelgruppe 69 sei
innerhalb der Einzelpline generell und mit Einverstiindnis der beteiligten
Ressorts sogar iber die Einzelpldane hinaus deckungsfihig. Beim Nach-
schlagen in alten Unterlagen habe er festgestellt, daB bei der Titelgrup-
pe 69 Haushaltsansitze nicht ausgeschopft und bei anderen Titeln der Ti-
telgruppe 69 deutlich hShere Betriige als veranschlagt verbraucht worden
seien. Insofern sei er in einem gewissen Dilemma, weil der Anderungsan-
trag 03/13 eine Einzelkiirzung bei einem Titel innerhalb einer Titelgruppe
betreffe, die nicht nur im Zusammenhang mit dem Landeskriminalamt,
sondern auch mit anderen Kapiteln gesehen werden mifte.
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Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE entgegnet, die Titelgruppe 69 sei
zwar gegenseitig deckungsfihig, das Gesamtvolumen der Titelgruppe 69
milsse aber den Notwendigkeiten der einzelnen Ressorts entsprechend er-
rechnet werden. Wenn die Ansiitze des Titels 515 69 nicht voll ausge-
schopft wiirden, miisse das Gesamtvolumen der Titelgruppe 69 vermindert
werden, Dies dnderte an der gegenseitigen Deckungsfihigkeit nichts. Die
Frage sei, ob die starke Expansion um fast 100 % gegeniiber dem Ist-Er-
gebnis 1992 realistisch sei.

Ein Vertreter des Innenministeriums teilt mit, das Ist-Ergebnis des Titels
515 69 habe bis Ende November 1992 3311 836,18 DM und das Ist-Er-
gebnis des Monats November 1992 allein 593 731,06 DM betragen. Wenn
im Dezember ein dhnlicher Betrag aufliefe, wiirde ziemlich genau der An-
satz des Jahres 1992 erreicht.

Der Landespolizeiprasident antwortet anf Frage des Abgeordneten der
Griinen, prinzipiell sei in der Titelgruppe 69 die gegenseitige Deckungsfa-
higkeit gegeben. Der Ansatz bei Titel 515 69 sei an der gegenwirtigen Ist-
Lage ausgerichtet worden. In den Jahren 1991 und 1992 seien rund 1 000
zusitzliche Endgerite beschafft worden. Bei der Mehrzahl dieser Geriite
laufe derzeit die Gewihrleistungsfrist ab, so daB die Wartungskosten voll
zu Buche schliigen. Deswegen hitten fiir die Jahre 1993 und 1994 erhéhte
Beschaffungs-, Wartungs- und Unterhaltungskosten beriicksichtigt werden
miissen.

Der Abgeordnete der CDU zieht daraufhin seinen Antrag auf Verweisung
der Titel 542 01 und 812 01 sowie der Titelgruppe 69 zu den Resten zuriick.

Der Anderungsantrag 03/13 wird mit 11 : 1 Stimmen bei einer Stimm-
enthaltung abgelehnt.

Ein anderer Vertreter des Innenministeriums bittet, im Planstellenver-
zeichnis auf Seite 534 des Planentwurfs unter ,,3. Kriminaltechnisches In-
stitut und sonstige technische Dienste in der Rubrik ,,Regierungsdirek-
tor* in der Spalte ,.Stellenzahl” fiir die Jahre 1993 und 1994 jeweils statt
w2 5,1 zu setzen und zusitzlich die Rubrik ,,Physikdirektor** mit jeweils
einer Stelle fiir die Jahre 1993 und 1994 aufzunehmen.

Kapitel 0318 unter Beriicksichtigung dieser Anderungen mit 12: ]
Stimmen genehmigt.

Kapitel 0319

Landesamt fiir Verfassungsschutz

Der Berichterstatter beantragt zum Einzelplan 03, die Erlduterungen zum
Titel 641 01 wie foigt zu ergiinzen:

Von den vorgesehenen Mitteln diirfen 100 000 DM fiir eine eigenstiin-
dige Aufklirungskampagne des Landes in Form einer Wanderausstel-
lung nebst Begleitmaterial verwendet werden.

Er begriindet diesen Antrag damit, der Ministerrat habe beschlossen, 1993
eine Wanderausstellung zum Thema ,,Rechtsextremismus/fremdenfeindli-
che Gewalttaten* durchzufithren. Dafiir miilten die baushaltsrechtlichen
Voraussetzungen geschaffen werden. Bei der Resteberatung beantragt er
erginzend, die entsprechende Zweckbestimmung ,,und an einer ¢igenstin-
digen Wanderausstellung* mit zu beschlieBen.

Ein Abgeordneter der SPD begehrt von der Regierung Auskunft dariiber,
ob die Formulierung ,,Die Mittel ... sind iibertragbar in der Zweckbe-
stimmungsspalte des Titels 641 01 so verstanden werden miisse, daB diese
Mittel moglicherweise auch fiir anderes als das in den Erlduterungen Ent-
haltene verwendet werden kdnnten.

Der Vertreter des Innenministeriums erldutert, dies bedeute, daB die Mittel
ins niichste Haushaltsjahr iibertragen werden kénnten.
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Ein Abgeordneter Fraktion GRUNE weist darauf hin, aus den Erlduterun-
gen zu Titel 641 01 gehe hervor, daB der Haushaltsansatz in Hohe von
700 000 DM der nach dem Kénigsteiner Schlissel auf das Land entfallen-
de Anteil an einer von der Innministerkonferenz beschlossenen bundes-
weiten Aufklirungskampagne gegen Extremismus und Fremdenfeindlich-
keit mit rund 12 Millionen DM Gesamtkosten sei. Davon kdnnten nicht
100 000 DM fur einen anderen Zweck verwendet werden. Wenn 100 000
DM fiir eine Wanderausstellung des Landes benétigt wiirden, miifite der
Haushaltsansatz um diesen Betrag erhoht werden.

Der [nnenminister legt dar, der Ministerrat habe beschlossen, 1993 eine ei-
genstindige Aufklarungskampagne des Landes in Form einer Wanderaus-
stellung zum Thema ,,Rechtsextremismus/fremdenfeindliche Gewaltta-
ten* zu veranstalten. Versucht worden sei, den dafiir veranschlagten Be-
trag in Hohe von 100 000 DM im Bereich des Landesamts fir Verfassungs-
schutz zu decken. Bei der Uberpriifung sei festgestellt worden, daB der
Mittelansatz in Héhe von 700 000 DM voraussichtlich nicht erreicht wer-
de, sondern 600 000 DM als Anteil des Landes an der Bundeskampagne
ausreichten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRUNE bezeichnet es als ein Zeichen
mangelnder Seriositiit, im Haushalt einen Betrag von 700 000 DM zu ver-
anschlagen und dann erst beim Nachrechnen zu bemerken, dai} ein Siebtel
weniger ausreiche.

Der Minister entgegnet, nach dem derzeitigen Stand enustiinden fiir die
bundesweite Aufklirungskampagne voraussichtlich weniger Kosten als die
veranschlagten 12 Millionen DM, von denen bei der Aufstellung des
Haushaltsplanentwurfs habe ausgegangen werden miissen.

Dem miindlich gestellten Antrag eines CDU-Abgeordneten, die Er-
lduterungen zu Titel 641 01 2zu erginzen, wird mit 12 Stimmen bei
zwei Stimmenthaltungen zugestimmt.

Gegen die beantragte Erweiterung der Zweckbestimmung erhebt der
Ausschuf in der Resteberatung keine Einwiinde.

Kapitel 0319 mit 12:2 Stimmen genchmigt.

Kapitel 0320

Landesbeschaffungsstelle fiir die Polizei

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE wirft die Frage auf, ob die Be-
schaffung von Dienst-, Sonder- und Schutzkleidung sowie persénlichen
Ausriistungen, Waffen und Munition iiber die Landesbeschaffungsstelle in
jedem Fall finanziell am giinstigsten sei. [hm sei mitgeteilt worden, im Ein-
zelfall konnie die Beschaffung unbiirokratischer, flexibler und auch billi-
ger als iiber die Landesbeschaffungsstelle vorgenommen werden.

Der Minister versichert, diese Frage werde untersucht werden.

Kapitel 0320 mit 12:1 Stimmen bei einer Stimmenthaltung geneh-
migt.

Kapitel 0321

Fachhochschule fiir Polizei

Ein Abgeordneter der SPD bittet die Regierung um Aufklirung, warum
der Ansatz bei Titel 518 02 fiir 1993 betrichtlich erhéht worden sei und fiir
1994 wieder zuriickgefiihrt werde und bei Titel 518 03 - Anmietung von
Unterkunftsriumen — fiir die Jahre 1993 und 1994 jeweils Leertitel ausge-
bracht seien, in den Erlduterungen zu Titel 812 01 aber darauf hingewiesen
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werde, daB insbesondere ,,Die Moblierung und sonstige Ausstattung ange-
mieteter Raume zur Kaparzititserhdhung® veranschlagt sei.

Der Landespolizeiprisident legt dar, die Erhdhung des Haushaltsansatzes
fiir 1993 bei Titel 518 02 sei darauf zurickzufiihren, daB ein ,,Transport
von Studenten* durchgefiihrt werden miisse, weil bei der Firma Steinel in
Villingen-Schwenningen Unterkunftsplatze fiir Studenten an der Fach-
hochschule bereits angemietet worden seien und beabsichtigt sei, weitere
anzumieten. 1994 werde der Ansatz vermindert, weil 1994 in dem Gebéude
der Firma Steinel auch die Logistik fiir die Studenten eingerichtet sein soll-
te. Derzeit werde noch gepriift, ob dies moglich und finanzierbar sei. Fiir
den Fall, daB dieses Vorhaben verwirklicht werden konne, fielen weniger
Transporte und dadurch auch weniger Kosten an.

Die Mietkosten fiir das Gebdude der Firma Steinel seien in Kapitel 1209
des Finzelplans 12 veranschlagt.

Ein Vertreter des Innenministeriums erldutert erginzend auf eine Nachfra-
ge des Abgeordneten der SPD, die Mietkosten seien zentral im Einzel-
plan 12 veranschlagt. Ausnahmen gebe es bei den Kapiteln 0330 — Angele-
genheiten der Vertriebenen, Fliichtlinge und Aussiedler, Lastenausgleich -
und 0331 — Aufnahme und Unterbringung von ausldndischen Fliichtlin-
gen —; denn die Mieten fiir diesen Personenkreis seien im Einzelplan 03
veranschlagt.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP macht darauf aufmerksam, im Einzel-
plan 12 fanden sich keine Angaben zu den Mietobjekten. Er bittet, bei der
zentralen Veranschlagung der Mietkosten in Kapitel 1209 in die Erldute-
rungen Hinweise aufzunehmen, um welche Mietobjekte es sich handle.

Der Staatssekretir im Finanzministerium entgegnet, nicht alle der zahlrei-
chen angemieteten Objekte der Landesverwaltung konnten in die Erldute-
rungen aufgenommen werden.

Der Vorsitzende hilt fest, das Finanzministerium werde gebeten, bei Gele-
genheit Vorschlige zu machen, wie der Haushaltsplan hinsichtlich der An-
mietungen durch die Mitglieder des Finanzausschusses besser nachvollzo-
gen werden kénne.

Der Staatssekretir weist darauf hin, die Anmietungen oblagen weitgehend
den Liegenschaftsimtern.

Der Abgeordnete der SPD bemerkt, in einem Haushaltsjahr gebe es nicht
Tausende von Neuvanmietungen. Hilfreich wire gewesen, wenn in die Er-
lauterungen zu Tite! 518 03 aufgenommen worden wire, bei welchem Ka-
pite! die Kosten fiir die angemieteten Raume veranschlagt seien.

Der Staatssekretir sichert zu, er werde bis zur Beratung des Einzelplans 12
im FinanzausschuB die Moglichkeiten priifen lassen, wie die Neuanmie-
tung von Réaumlichkeiten fir die Ausschullmitglieder transparenter ge-
macht werden kdnnten.

Kapitel 0321 einstimmig genehmigt.

Kapitel 0330

Angelegenheiten der Vertriebenen, Fluchtlinge und Aussiedler, Lastenaus-
gleich

Der Vorsitzende ruft den Anderungsantrag 03/2 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der SPD beantragt, die Kapitel 0330 und 0331 zu den
Resten zu verweisen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bittet die Regierung, nachdem bei meh-
reten Antrigen die Deckung aus dem Kapitel 0330 und speziell aus den
Kosten fiir die Unterbringung von Aussiedlern geschopft werde, serids die
Deckungsmoglichkeiten abzuschitzen. Nach seiner Auffassung hitten die
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gemachten Deckungsvorschlige nicht das Signum der Seriositit, weil
mehrfach in den gleichen nicht unerschdpflichen Topf gegriffen werde.
Gegen eine Verweisung der Kapitel 0330 und 0331 zu den Resten habe er
nichts einzuwenden.

Ein Abgeordneter der CDU betont, die CDU plidiere auch deshalb fur ei-
ne Behandlung der Kapitel 0330 und 0331 bei den Resten, weil sich die
Lage in wenigen Wochen dndern konne und hoffentlich auch dndern wer-
de. Zur Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit gehore, bei der Behand-
lung der Reste im Finanzausschuf} iiber die Kosten fur die Unterbringung
und fiir die Sozialhilfe zu diskutieren.

Ein weiterer Abgeordneter der SPD vertritt die Auffassung, die in den Ka-
piteln 0330 und 0331 enthaltenen Deckungsreserven seien begrenzt. Im
Deutschen Bundestag seien zu den Angelegenheiten der Vertriebenen, der
Fliichtlinge und der Aussiedler und zur Aufnahme und Unterbringung von
auslindischen Flichtlingen noch keine endgiiltigen Beschliisse gefaBt wor-
den, und fiir die Umsetzung der Beschlilsse und bis zum Eintreten entla-
stender Auswirkungen miisse eine geraume Zeit veranschlagt werden. Weil
zum gegenwirtigen Zeitpunkt die Weiterentwicklung nicht konkret genug
abgeschitzt werden kénne, sollten die Kapitel 0330 und 0331 bis zur Bera-
tung der Reste zurlickgestellt werden.

Der Innenminister fiihrt aus, zur Zahl der Aussiedler kénnten keine prizi-
sen Angaben gemacht werden, weil bei dem in Bonn am 6. Dezember 1992
erarbeiteten Kompromifl eine Quotierung der Aufnahmebescheide und
nicht des Zugangs beschlossen worden sei. Aus dem friilheren Rechtszu-
stand vor dem 1. Juli 1990 ligen noch 185 000 Ubernahmegenehmigungen
vor. Nach dem 1. Juli 1990 seien rund 300 000 positive Bescheide ergan-
gen. Wie viele davon realisiert worden seien und wie viele Personen tat-
sichlich in die Bundesrepublik gekommen seien, sei dem Innenministe-
rium derzeit nicht bekannt, so dafl auch nicht prizise vorhergesagt werden
kdnne, wie viele Aussiedler tatsichlich kdmen.

Zu Kapitel 0331 weist er darauf hin, 1992 wiirden rund 54 Millionen DM
zusitzlich benétigt. Dies beruhe darauf, da8 die Stadt- und Landkreise be-
rechtigt seien, die Sozialhilfeerstattungen unmittelbar im Landeshaushalt
abzubuchen. Die Sozialhilfetriger seien groBtenteils nicht bereit, die ihnen
gesetzlich zustehenden Erstattungsanspriiche iiber den Jahreswechsel hin-
aus vorzufinanzieren, sondern sie legten im Interesse ihrer eigenen Jahres-
abschliisse groBen Wert darauf, daB Anspriiche des Jahre 1992 auch noch
im Jahre 1992 befriedigt und in den kommunalen Haushalten 1992 ver-
bucht wiirden. Weil die Sozialhilfeerstattungen unmittelbar abgebucht
werden konnten, habe die Regierung mit der Bewirtschaftungsbefugnis
nicht mehr die Einwirkungsméglichkeit und die Kontrolle bei den Haus-
haltsmitteln. Dies miisse aber in Kauf genommen werden, weil die Regie-
rungsprisidien vollig iiberfordert wiren, wenn sie diese Buchungen selbst
vornehmen miilten. Daraus resultiere, daB mit rund 54 Millionen DM zu-
sitzlichem Aufwand zu rechnen sei.

Der Ausschull kommt einstimmig iiberein, die Kapitel 0330 und 0331
zu den Resten zu verweisen.

In der Resteberatung erlautert ein Abgeordneter der CDU, mit dem An-
trag 03/2 wiirden die haushaltsrechtlichen Grundlagen geschaffen, damit
das Land seinen Zahlungsanteil an den Entschiidigungen nach dem Ersten
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz iibernehmen konne. Dafiir miiBten Zu-
weisungen des Bundes in Hohe von jahrlich rund 8,9 Millionen DM und
Kapitalentschiadigungen in Héhe von jihrlich 13,7 Millionen DM einge-
stellt werden. Die Deckung der Mittel sei in Ziffer 2 des Antrags dargelegt
und solle iiber eine Senkung der Mieten und Pachten fiir Grundstiicke,
Gebiude und Riume, verbunden mit einem Rilckgang der Gebiihren fir
die Benutzung staatlicher Unterkiinfte, erfolgen.

AnschlieBend gibt er den wesentlichen Inhalt des Antrags 03/15 wieder.
Auch die Bereithaltung von Mitteln fiir die Instandsetzung und Verbesse-
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rung der Gebiude der Unterkunft fiir die Bereitschaftspolizei in Géppin-
gen solle iiber niedrigere Mieten und Pachten fiir Grundstiicke, Gebiude
und Riume finanziert werden.

Wenn beide Antrige angenommen wiirden, beliefen sich die Gesamtansit-
ze fiir Titel 518 (01 — Mieten und Pachten fiir Grundstiicke, Gebiude und
Riume ~ im Jahr 1993 auf 213,505 Millionen DM und im Jahr 1994 auf
129,105 Millionen DM. Die Ansiitze fiir Titel 111 01 — Gebiihren fir die
Benutzung staatlicher Unterkiinfte — beliefen sich im Jahr 1993 auof 81,8
Millionen DM und im Jahr 1994 auf 67,2 Millionen DM.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP mdchte wissen, ob die Ist-Ergebnisse des
Jahres 1992 fiir Titel 518 01 und Titel 111 01 bereits vorligen und ob die
beantragten Verringerungen zuverlissig kalkuliert werden konnten. Wenn
der Bedarf entgegen den Erwartungen zunehme, miifiten die Mittel
zwangsitdufig wieder erhéht werden, obwohl dann die zusitzlichen Ausga-
ben bereits bewilligt worden seien.

Der innenminister berichtet, im Jahr 1992 hitten die Ausgaben fiir diese
Titel 300,4 Millionen DM, die Einnahmen 118,9 Millionen DM und der
dem Land entstandene Aufwand 181,5 Millionen DM betragen. Wesentli-
che Einsparungen hiitten durch die verstirkte Unterbringung von Aussied-
lern in Ubergangswohnheimen anstelle von teuren AuBenunterbringungen
erzielt werden kdnnen. Diese Moglichkeit sei fast vollig ausgeschdpft. Der
Zugang von Aussiedlern kénne nicht exakt vorhergesagt werden. Auch die
Auswirkungen der Quotierung der Aufnahmebescheide seien nicht exakt
absehbar. Er gehe aber davon aus, dafl die vom Berichterstatter in den An-
tragen 03/2 und 03/15 angesetzten Mittel ausreichten.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE stellt fest, fiir die Mitglieder des
Finanzausschusses sei es nicht leicht, die Etatansitze eines Ministeriums
nachzuvollziehen, wenn viele Einzelvorginge zusammengefaBt seien. Er-
fahrungsgemiB gebe es immer wieder Argumente, einen Titel, in dem
mehrere Vorginge zusammengefalt seien, hoher oder niedriger anzuset-
zen. Damit solche Titel nicht von den Regierungsfraktionen beliebig einge-
setzt werden konnten, bitte er die Ministerien, die jeweiligen Ist-Ergebnis-
se des abgelaufenen Jahres fiir diese Titel dem AusschuB mitzuteilen.

Ein Abgeordneter der SPD unterstiitzt das Anliegen des Abgeordneten der
Griinen grundsitzlich. Im vorliegenden Fall seien aber die Ist-Ergebnisse
von 1992 nicht fiir eine Prognose der einzusetzenden Betrége fiir die Jahre
1993 und 1994 geeignet, da die Entwicklungen der Aussiedlerzahlen nicht
einschiitzbar seien.

Dem Antrag 03/2 wird gegen eine Stimme bei einer Enthaltung mehr-
heitlich zugestimmt.

Ein anderer Abgeordneter der CDU verweist darauf, daf} die gegenwirtige
Beratung des Doppelhaushalts im Januar eine Ausnahmesituation gegen-
tiber den zuriickliegenden Jahren darstelle. Er habe Verstindnis fiir die Ar-
gumente des Abgeordneten der Griinen, doch sei die Problematik fehlen-
der Ist-Ergebnisse in den vergangenen Jahren wenig bedeutsam gewesen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP bittet um getrennte Abstimmung iiber
die Titel des Antrags 03/15, die sich auf Kapitel 0330 bezbdgen, und den
Titel, der in Kapitel 1208 aufgenommen werden solle. Er halte die Kiir-
zung der Ansétze in Kapitel 0330 fir nicht seriGs und werde sie ablehnen,
unterstiitze aber die Aufnahme eines neues Titels 716 02 N - Goppingen,
Instandsetzung und Verbesserung der Gebaude der Unterkunft fiir die Be-
reitschaftspolizei — in Kapitel 1208 - Staatlicher Hochbau.

Titel 111 01 und Titel 518 01 in der Fassung des Antrags 03/15 unter
Berucksichtigung von Antrag 03/2 bei zwei Gegenstimmen mehrheit-
lich genehmigt.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE weist darauf hin, die Fraktion
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GRUNE begehre in Antrag 12/9 zu Kapitel 1208 ebenfalls cine Sanierung
der Bereitschaftspolizeiunterkiinfte in Géppingen.

Der Ausschull kommt ohne férmliche Abstimmung {iberein, den Ein-
zelplan 12 Kapitel 1208 betreffenden Teil des Antrags 03/15 bis zur
Behandlung des Kapitels 1208 zuriickzustellen.

Der Abgeordnete der FDP/DVP begriindet den Anderungsantrag 03/6.

Der Innenminister antwortet auf’ Frage des Abgeordneten der Griinen, der
Schiilerwettbewerb mit deutschen und osteuropiischen Themen sei 1967
auf Antrag der SPD-Fraktion vom Landtag beschlossen worden. Die The-
men des Wettbewerbs ergiben sich aus § 96 des Bundesvertriebenen- und
Fliichtlingsgesetzes, das dem Land Verpflichtungen auferlege. Prinzipielle
Anderungen in diesem Bereich miiBten bei einer Anderung dieses § 96 auf
Bundesebene ansetzen. An der Durchfiihrung des Schillerwettbewerbs wer-
de das Ministerium fiir Kultus und Sport eng beteiligt. Vergieichbare
Schilerwettbewerbe gebe es in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Bayern und Hessen. Insgesamt sei der fiir alle allgemeinbildenden Schulen
und Berufsschulen offene Wettbewerb sehr sinnvoll. Er werde in drei un-
terschiedlichen Formen durchgefiihrt, mit denen Schiler ailer Altersstufen
der Klassen 6 bis 13 angesprochen werden konnten. Durch die Aufgaben-
steliung wiirden zusétzliche Kenntnisse vermittelt. Auch Begegnungen mit
Schiilern aus ostlichen Teilnehmerldndern wiirden erméglicht. Der Ansatz
dafiir sei bereits gekiirzt worden und solle beibehalten werden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bemerkt, wenn lediglich vier wei-
tere Bundeslinder den Wettbewerb durchfiihrten, stelle der Wetibewerb
keine bundesrechtliche Verpflichtung dar. Die Art und Weise, in der dem
Auftrag nach § 96 des Bundesvertriebenen- und Fliichtlingsgesetzes Rech-
nung getragen werden solle, sei bundesgesetzlich nicht niher geregelt und
kénne von den Lindern eigenverantwortlich gestaltet werden. Es sei
durchaus méglich, diese Wetthewerbe nicht beim Innenministerium, son-
dern beim Ministerium fiir Kultus und Sport zu etatisieren.

Er bittet um einen Bericht dariiber, wie die Wettbewerbe in den letzten
Jahren gestaltet gewesen seien und in welchem Umfang sie zum Austausch
zwischen Schiilern aus Baden-Wirttemberg und ost- oder mitteleuropéi-
schen Lindern beigetragen hitten. Er wolle wissen, wie viele Schulen dar-
an teilgenommen hétten, welche Themen gestellt worden seien und wie der
Austausch stattgefunden habe.

Der Innenminister legt dar, § 96 des Bundesvertriebenen- und Flichtlings-
gesetzes stelle den Rahmen fir MaBnahmen des Landes dar. Durch die
Schiilerwettbewerbe wiirden junge Menschen mit der Geschichte und der
Kultur der historischen deutschen Ostgebiete und der deutschen Siedlungs-
gebiete konfrontiert. Die Wettbewerbe seien nicht nur fiir deutschstimmi-
ge Schiiler in den Herkunfisgebieten offen und stellten eine Briickenfunk-
tion dar. Baden-wiirttembergische Schiiler und Schiiler dstlicher Teilneh-
merlinder sollten sich mit den Aufgaben beschéftigen. Mit den Mitteln fiir
die Wettbewerbe sollten auch Begegnungen der Preistriiger finanziert wer-
den.

Er sagt den erbetenen Bericht zu.
Der Abgeordnete der FDP/DVP zieht daraufhin den Antrag 03/6 zuriick.

Ein Abgeordneter der SPD weist zu Titel 517 01 - Bewirtschaftung der
Grundstiicke, Gebdude und Réiume (auBer Energiebewirtschaftungsko-
sten) - und Titel 517 05 - Energiebewirtschaftungskosten — darauf hin,
dall die Bewirtschaftungskosten und die Energiebewirtschaftungskosten
fiir die Unterbringung von Aussiedlern in den Jahren 1993 und 1994 er-
heblich hdher angesetzt seien als 1991 und 1992, Er wolle wissen, ob dies
auf eine grofiere Zahl von in staatlichen Unterkiinften untergebrachten
Aussiedlern und Asylbewerbern schlieBen lasse, die eine Rechtfertigung
fiir die mit den Antrigen 03/2 und 03/15 beschlossenen Herabsetzungen
der Mieten und Pachten biete.
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Der Innenminister bestitigt diese Schlufifolgerungen. Auf weitere Frage
des SPD-Abgeordneten weist er darauf hin, die in den Erliuterungen zu
Titelgruppe 71 — Haus der Heimat — zu den Personalausgaben aufgefiihr-
ten Titel 422 01 bis 459 49 seien in Kapitel 0330 enthalten.

Der Abgeordnete der FDP/DVP fiihrt zum Anderungsantrag 03/7 aus, die
Férderung des Donauschwiibischen Landesmuseums sei neu in den Haus-
halt aufgenommen worden. Diese Forderung solle durch Kiirzungen an
anderen Stellen innerhalb der Titelgruppe 72 - Férderung von Vertriebe-
nenverbianden und KulturmaBnahmen gema8 § 96 BVFG - erwirtschaftet
werden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bemerkt, er habe den Eindruck
erhalten, in den letzten Jahren sei bei den Angelegenheiten der Vertriebe-
nen, den Zuschiissen zur Pflege des Kulturgutes und anderen MaBBnahmen
gemiB Titelgruppe 72 weder die gedinderte politische Situation in Europa
noch die Mdglichkeit des Austausches beriicksichtigt worden. Er bitte die
Landesregierung, ihr Konzept zur Fortfithrung der MaBnahmen und zur
Nutzung der Austauschméglichkeiten darzulegen.

Der Innenminister entgegnet, allgemeines Einverstindnis bestehe wohl
dariiber, dafi dafiir nicht nur soziale und wirtschaftliche, sondern auch
kulturelle HilfsmaBnahmen erforderlich seien. Die kulturellen Hilfsmai-
nahmen sollten sowoh] der Wahrung der kulturellen Identitiit der deut-
schen Bevdlkerung in den auslidndischen Gebieten dienen als auch der
nichtdeutschen Bevolkerung dort zugute kommen. Dabei solle eine stiirke-
re Verzahnung der Kulwur der dort lebenden Deutschen mit der Kultur in
Baden-Wiirttemberg sowie eine bessere Verstindigung in den jeweiligen
Herkunftsgebieten hergestellt werden.

Die als Zuschull zur Errichtung eines Donauschwiibischen Landesmu-
seums ausgewiesenen Mittel seien nicht zusiitzlich aufgenommen, sondern
an anderer Stelle in Kapitel 0330 bereits eingespart worden. Eine Strei-
chung der Mittel bedeute eine doppelte Einsparung.

Darauf entgegnet der Abgeordnete der Fraktion GRUNE, sowohl der Etat
des Innenministeriums als auch der Einzelplan 07 - Wirtschaftsministe-
rium - enthielten Mittel zu diesem Bereich. Nun habe der frithere Wirt-
schafisminister eine dhnliche Konzeption vertreten wie der jetzige Innen-
minister. Der frithere Innenminister habe bei der Beratung des letzten
Doppelhaushalts eine entgegengesetzte Haltung eingenommen, wie sie
auch der Bundesinnenminister zum Ausdruck gebracht habe. Er wolle wis-
sen, ob die Regierung eine einheitliche Konzeption habe und wie diese
Konzeption aussehe. Dazu bitte er die Landesregierung um eine zusam-
menfassende schriftliche Darstetlung.

Der Innenminister legt dar, es gebe keine unterschiedlichen Konzeptionen
innerhalb der Landesregierung. Er sagt zu, den Fraktionen bis zum Beginn
der Sitzungen nach der Sommerpause einen Bericht liber die Kulturkon-
zeption der Landesregierung, die derzeit neu iiberarbeitet werde, vorzule-
gen.

Der Antrag 03/7 wird gegen zwei Stimmen mit allen iibrigen Stimmen
abgeiehnt.

Kapitel 0330 mit den beschlossenen Anderungen bei drei Enthaltun-
gen genehmigt.

Kapitel 0331

Aufnahme und Unterbringung von auslindischen Fliichtlingen

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE erléutert zum Anderungsantrag
03/14, die Formulierung ,,Der Landtag wolle beschlieBen, die Bundesre-
gierung zu ersuchen* schlieBe auch die dafiir erforderlichen Zwischen-
schritte ein, Die Kosten fiir die Aufnahme von Biirgerkriegsfliichtlingen
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sollten nicht zu Lasten der Linder gehen. Gleichzeitig mit der Schaffung
eines besonderen Status fiir Biirgerkriegsfliichtlinge solle die Bundesregie-
rung eine fir die Linder tragbare Kostenregelung treffen.

Der Innenminister bestitigt, eine Ubernahme der Kosten fiir Biirgerkriegs-
fliichtlinge durch den Bund kiime den Interessen des Landes entgegen.

Ein Abgeordneter der CDU verweist auf einen Antrag der Fraktionen der
CDU und der SPD, in dem eine entsprechende Regelung sinngemil be-
reits gefordert werde.

Der Innenminister erginzt, ein BeschluB des Kabinetts vom September
1992 verlange vom Bund, mindestens die Hilfte der Kosten zu iiberneh-
men. Dies werde gegenwirtig zwischen dem Bund und den Landern abge-
stimmt. Der Bund sei noch nicht bereit, Kosten fiir die Aufnahme von
Biirgerkriegsfliichtlingen zu iibernehmen. Die Diskussion dariiber sei bis
zur Beratung {iber die Aufteilung der Steuereinnahmen zwischen Bund
und Lindern verschoben worden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE bringt weiter vor, der Finanzmi-
nister habe in den letzten Beratungen mehrfach darauf hingewiesen, wie
sehr der Bund die Linder bedringe. Die Forderungen des Bundes seien
Oiberhoht. Er halte es fiir angebracht, daB der Landtag seine Auffassung
gegeniiber dem Bund klar zum Ausdruck bringe. Der Landtag solle deut-
lich machen, er sei nicht bereit, fiir Verpflichtungen einzustehen, die dem
Bund zufallen miiBten.

Eine Abgeordnete der CDU legt dar, sie unterstiitze zwar das grundsitzli-
che Begehren, vom Bund die Ubernahme der Kosten zu verlangen, halte
aber den gestellten Antrag fir unrealistisch. Ein Antrag auf eine Auftei-
lung der Kosten hitte sicher mehr Aussicht auf Erfolg.

Ein Abgeordneter der SPD zeigt auf, eine Ubereinstimmung bestehe wohl
dariiber, dal} die Kosten fir die Aufnahme von Biirgerkriegsfliichtlingen
nicht einseitig zu Lasten der Linder gehen sollten. Damit sowohl den Ab-
sichten des Antrags 03/14 als auch den derzeitigen politischen Gegeben-
heiten Rechnung getragen werde, schlage er vor, den Antrag umzuformu-
lieren in:

Der Landtag wolle beschlieBen,
die Landesregierung zu ersuchen,

darauf hinzuwirken, daBl im Zusammenhang mit der Schaffung des
besonderen auslinderrechtlichen Status fir Biirgerkriegsfliichtlinge
eine Regelung erreicht wird, die die Kosten der Unterbringung und
der Hilfe zum Lebensunterhalt in einem angemessenen Verhdltnis
zwischen Bund und Lindern regelt.

Diese Formulierung bringe die Zielvorstellungen zum Ausdruck und ver-
schlieBe nicht die Moglichkeit einer Einzelregelung.

Der vorgenannte Abgeordnete der CDU wirft die Frage auf, ob dieser An-
trag sinnvoll sei, nachdem der Landtag bereits Beschliisse zu diesem The-
ma gefaBt habe.

Der die Umformulierung vorschlagende Abgeordnete der SPD hilt dem
entgegen, nach der Geschiftsordnung miisse der Finanzausschul3 iiber den
Antrag befinden und kénne ihn nicht der Regierung als Material {iberwei-
sen. Eine Ablehnung des Antrags konne als falsche Einstellung des Fi-
nanzausschusses interpretiert werden.

Der Antrag 03/14 wird in der vom Abgeordneten der SPD vorge-
schlagenen Formulierung einstimmig angenommen.

Der Abgeordnete der FDP/DVP erkldrt, in der schriftlichen Begriindung
des Anderungsantrags 03/8 miisse es im letzten Absatz statt ,auf jeweils
500 DM* ,,auf jeweils 500 Millionen DM* heillen.

Die FDP/DVP stelle mit dem Antrag keine Spekulationen iber die Zu-
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gangszahlen an Asylbewerbern, die Dauver von Verfahren oder die Auswir-
kungen der in Beratung befindlichen Asylrechtsinderungen an. Auch brin-
ge sie den Antrag nicht ein, um die danach einzusparenden Mittel zur Dek-
kung anderer Ausgaben zu verwenden. Vielmehr fordere sie, die Ansitze
des Titels 643 01 — Kosten der Sozialhilfe nach dem Asylbewerber-Unter-
bringungsgesetz — im Hinblick auf die vorgesechene Neustrukturierung der
Sozialhilfe fiir Asylbewerber von vornherein realistisch auszubringen, da-
mit niemand auf die ldee komme, die Mittel, die durch die sich zwangsliu-
fig einstellenden Minderausgaben frei wiirden, anderweitig einzusetzen,

Der Innenminister bemerkt, gemaB der schriftlichen Begriindung des An-
trags sei ein Einsparungsvolumen von insgesamt 1 Milliarde DM zu er-
warten. Dieses werde aber nicht niiher erlautert.

Selbstverstiandlich bestehe das Ziel eines gesonderten Leistungsgesetzes
darin, Kosten einzusparen. Der entsprechende Entwurf sei jedoch noch
nicht im Bundestag eingebracht; er befinde sich in der Vorberatung, Des-
halb erachte er es als verfriiht, die Ansétze des Titels 643 01 zu kiirzen. Ei-
ne solche Reduzierung kdnne im Rahmen von Nachtragsberatungen vor-
genommen werden, wenn das Gesetz vorliege und betreffende Erfahrun-
gen liber den Vollzug bestiinden. Auch seien dann prizisere Berechnungen
iiber die Auswirkungen auf den Haushalt als gegenwirtig mdéglich.

Der Abgeordnete der FDP/DVP erwidert, der Gesetzentwurf der Bonner
Koalitionsfraktionen sei im Bundestag eingebracht. Die Hohe des vom
Minister aufgegriffenen erwarteten Einsparungsvolumens habe er der Be-
griindung genau dieses Gesetzentwurfs entnommen.

Ein Abgeordneter der Fraktion Die Republikaner ist der Ansicht, dali dem
Antrag zugestimmt werden sollte. Die darin begehrten Mittelkiirzungen
sorgten dafiir, dafl das Leistungsgesetz nach dessen Verabschiedung rasch
umgesetzt werde. Blieben die Ansétze des Titels 643 01 hingegen unverin-
dert, herrschte kein Druck zur umgehenden Realisierung des Gesetzes.

Ein Abgeordneter der SPD betont, bevor das Leistungsgesetz nicht verab-
schiedet und dessen Inhalt nicht im einzelnen bekannt sei, kbnne nur spe-
kuliert werden, in welcher Héhe sich infolge eines solchen Gesetzes Mittel
im Haushalt einsparen lieBen. Insofern halte er den Antrag 03/8 fiir nicht
haushaltsreif.

Im iibrigen gehe er davon aus, daB sich die Landesregierung an das Lei-
stungsgesetz halte, wenn es in Kraft getreten sei. Sein Vorredner sollte die
Unterstellung zuriicknehmen, daB die Mittel des Titels 643 01, wenn des-
sen Ansitze unverindert blieben, nicht entsprechend den gesetzlichen Vor-
gaben verwandt wiirden.

Der Abgeordnete der Fraktion Die Republikaner entgegnet, er werde
falsch verstanden, wenn in bezug auf seinen vorherigen Wortbeitrag von
einer Unterstellung gesprochen werde. Er sei vielmehr der Auffassung, dafl
hinsichtlich der Umsetzung des Gesetzes keine finanziellen Puffer in Form
von Etatposten vorhanden sein sollten.

Ein Abgeordneter der CDU pflichtet den Ausfithrungen des Abgeordneten
der SPD bei und fiigt an, der Antrag sei von einer Globalspekulation auf
eine Teilspekulation reduziert worden. Abgesehen davon habe ein Teil an
Sozialhilfe eingespart werden kénnen, indem Asylbewerbern ermoglicht
worden sei, eine Titigkeit aufzunehmen. Leider sei jedoch damit zu rech-
nen, daB sich diese Einsparungen wegen der konjunkturellen Situation
verringerten, weil die Asylbewerber nicht mehr die Stellen erhielten, die sie
noch vor sechs oder neun Monaten bekommen hitten. Wiirde diesem
Aspekt nicht niher nachgegangen, wire es auch von daher gefahriich, die
begehrten Kiirzungen vorzunehmen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE trégt vor, nach seinem Eindruck -

sei die Zahl derer im Land, die auch nur eine Mark zuviel fiir Fliichtlinge
ausgeben wollten, nicht allzu groB3. Deshalb sehe er keinen AnlaB zu der
Befiirchung, daB das Land in der Beziehung (bermiBig viel Geld ausgebe.
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Fiir den Fall, daB sich bei den Kosten der Soziathilfe nach dem Asylbe-
werber-Unterbringungsgesetz aufgrund des vorgesehenen Leistungsgeset-
zes tatsidchlich Minderausgaben einstellten, wire es vielleicht sinnvoll, dal3
der AusschuBl eine bestimmte Erwartung gegeniiber dem Innenministe-
rium zum Ausdruck brichte.

Der Innenminister erklirt, seine zuletzt gemachtien Darlegungen basierten
aufl einem MiBverstindnis und seien dahin gehend richtigzustellen, daB
die Bonner Koalitionsfraktionen den Gesetzentwurf {iber Leistungen der
Sozialhilfe an Ausldnder im Bundestag eingebracht hétten. Dieser Entwurf
sei jedoch zeitlich iiberholt. Inhalt des mittierweile vorliegenden Kompro-
misses sei ein einheitliches Leistungsgesetz, zu dem Baden-Wirttemberg
wesentliche Vorarbeit erbracht habe. Dieser Entwurf befinde sich in der
Abstimmung zwischen Bund und Lindern und den Bundestagsfraktionen.
Er werde voraussichtlich Mitte Februar 1993 im Bundestag eingebracht.

Gerade das Land Baden-Wirttemberg habe daftr plddiert, durch ein Lei-
stungsgesetz erhebliche Kosteneinsparungen zu erzielen. Er verweise hier-
zu auf eine BundesratsentschlieBung vom September 1992. Insbesondere
sollten vorrangig Naturalleistungen gewiihrt werden. Wie sich ein solches
Gesetz im einzelnen auswirke, lasse sich gegenwirtig nicht vollstindig ab-
schiitzen. Gegebenenfalls bestehe auch Finanzbedarf fiir Personal. Dies
milBte jeweils im Rahmen der Nachtragsberatungen behandelt werden.

Der Ministerialdirektor im Finanzministerium fiithrt aus, auch das Finanz-
ministerium erachte den Antrag 03/8 aus den im Verlauf der Beratung be-
reits angefiihrten Griinden fiir nicht haushaltsreif. Des weiteren erscheine
ihm die fiir 1994 begehrte Kiirzung des Ansatzes um 204 Millionen DM
nicht plausibel. Ausgehend ndmlich von dem in der schriftlichen Begriin-
dung des Antrags genannten Einsparungsvolumen von insgesamt 1 Mil-
liarde DM entfielen auf Baden-Wiirttemberg allenfalls etwa 100 Millionen
DM. Im tbrigen umfalten die Ansitze des Titels 643 01 nicht nur Hilfe
zum Lebensunterhalt, sondern auch eine Fiille von sonstigen, Leistungen,
die nicht gekiirzt werden kdnnten, wahrscheinlich auch nicht nach den
neuen gesetzlichen Voraussetzungen. Das Volumen einer méglichen Ein-
sparung kdnne derzeit nicht einmal einigermallen zuverlissig beziffert
werden.

Der Antrag 03/8 wird gegen zwei Stimmen abgelehnt.

Der Innenminister legt dar, der Landtag habe im Rahmen der Beratungen
eines Zweiten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan fiir das Jahr 1992 in Ka-
pitel 0331 Titel 653 01 N - Erstattung von Kosten zur Sicherung kommu-
naler Einrichtungen zur Unterbringung von Asylbewerbern -~ 10 Millionen
DM eingestellt. Er bitte darum, diesen Betrag in voller Héhe in das Haus-
halisjahr 1993 zu {bertragen. Denn wiirden die Reste mit den iiblichen
Prozentsitzen gekiirzt, reduzierte sich der Mittelansatz von 10 Millionen
DM auf t bis 2 Millionen DM, so daB die vorgesehenen und vom Finanz-
ausschuB initiierten MaBnahmen nicht gemafl dessen Zielsetzung realisiert
werden kdnnten,

Der Ministerialdirektor im Finanzministerium entgegnet, dariiber miisse
beim Rechnungsabschlufl entschieden werden. Dabei werde das Finanzmi-
nisterium die Gesichtspunkte, die der Innenminister vorgetragen habe, be-
riicksichtigen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRUNE erachtet es demgegeniiber als
sinnvoll, wenn der Finanzausschull zum Ausdruck brichte, daB er das In-
nenministerium in diesem Zusammenhang unterstiitze.

Der Vorsitzende hdlt fest, der votn Finanzausschufl in dieser Angelegen-
heit bereits gefaBte Beschlull gelte weiterhin.

Kapitel 0331 gegen eine Stimme bei zwei Enthaltungen genehmigt.

16. 12, 92/28. 01. 93

List
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Anderungsantrag 03/1

des Abg. Manfred List CDU

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Einzelplan 14: Ministerium fur Wissenschaft und Forschung

Der Landtag wolle beschliefien:

1. Kap. 0302 - Allgemeine Bewilligungen

Tit. $34 69 Dienstleistungen Dritter u. dgl.

1994 1993
statt 1 240 000 DM 1075000 DM
Zu setzen 1 640 000 DM 1 475 000 DM

(+400 000 DM)  (+400 000 DM).

2. Kap. 1417 - Universitat Karlsruhe

Tit.Gr. 71 Lehre und Forschung
Tit. 546 71 Sonstiger Sachaufwand

1994 1993
statt 13933900 DM 13 881 700 DM
zu setzen 13533900 DM 13 481700 DM

(~400 000 DM)  (~400 000 DM)

und die Erliuterungen entsprechend zu dndern.

10, 12. 92

List CDU

Begrindung

Im Zuge der Umsetzung des Landessystemkonzepts (LSK) hat der Mini-
sterrat am 29. Februar 1988 den Vorschlag des Staatsministeriums zur Ein-
richtung einer wissenschaftlichen Forschungsstelle fir Systemsicherheit an
der Universitit Karlsruhe zustimmend zur Kenntnis genommen und das
MWK beauftragt, diese Stelle in Abstimmung mit dem Staatsministerium
einzurichten. Entsprechend dem vom Ministerrat gleichfalls beschiossenen
Finanzierungsplan erbringt die Stabsstelle (SIK) im Innenministerium seit
dem Haushaltsjahr 1988 fiir das Europdische Institut fiir Systemsicherheit
(E.1.S.8.) im Institut fur Algorithmen und Kognitive Systeme der Universi-
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tat Karlsruhe - zunéichst dber éine Einsparungsverpflichtung (1988) und
dann iiber ein reduziertes Limit (ab 1989 ff.) - einen jdhrlichen Deckungs-
beitrag in Hohe von netto 800 000 DM.

Bei der Einrichtung des E.1.8.S. war man im Blick auf die fortschreitende
Umsetzung des LSK von einer mindestens fiinfjihrigen Arbeit ausgegan-
gen. Die von der SIK initiierten und zum Ablauf der Fiinfjahresfrist en-
denden Projekte des E.1.S.S. waren fiir die SIK Anlaf}, mit dem MWF Ge-
spriche iiber die zukiinftige Finanzierung des E.1.S.S. zu fithren. Dabei ha-
ben sich die Beteiligten darauf geeinigt, die Arbeit des E.I.S.S. durch ein
Expertengremium begutachten zu lassen. Auf der Grundlage des Gutach-
tens haben MWF und SIK am 17. November 1992 vereinbart, daB Mittel
in Héhe von 400 000 DM von Kap. 1417 — Universitidt Karlsruhe — nach
Kap. 0302 Tit. 534 69 umgesetzt werden sollen.

Diese Mittel sollen entsprechend ihrer urspriinglichen Zweckbestimmung
fiir die ressortiibergreifenden Vorhaben der SIK, die auch in der Finanzie-
rung von Projektauftrigen, zum Beispiel an das E.1.S.5. bestehen kdnnen,
und zur ressortiibergreifenden Verfahrensentwicklung verwendet werden.
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Anderungsantrag 03/2

des Abg. Manfred List CDU

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0330 - Angelegenheiten der Vertriebenen,

Flichtlinge und Aussiedler,
Lastenausgleich

1. neu aufzunehmen:

a) Tit. 241 01

b} Tit. 681 01

Zuweisungen des Bundes nach dem Ersten SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz
1994 1993

8 905 000 DM 8§ 905 000 DM

Kapitalentschddigungen nach dem Ersten SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz
1994 1993

13700 000 DM 13 700 000 DM
Die Mittel sind iibertragbar.
Die Ausgabeermichtigung erhdht sich um %, der
Mehreinnahmen bei Tit. 241 01.
Ausgaben konnen auch vor dem kassenmiBigen Ein-
gang der Einnahmen geleistet werden.

mit folgenden Erlduterungen:

Veranschlagt ist die Kapitalentschiidigung nach Artikel 1
§ 17 -des Ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes vom
29. Oktober 1992 (BGBIL. I S. 1814). Die Ausgaben wer-
den zu 65 v. H. vom Bund getragen, vgl. Tit. 241 01.

2. wie folgt zu dndern:

a) Tit. 518 01 Mieten und Pachten fir Grundstiicke, Gebaude und

Raume

1994 1993
statt 140 100 000 DM 224 500 000 DM
ZU setzen 134 105000 DM 218 505 000 DM

(-5995 000 DM) (5995 000 DM)
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by Tit. 111 01 Gebiihren fiir die Benutzung staatlicher Unterki{infte

1994 1993
statt 69 400 000 DM 84 000 000 DM
zu setzen 68 200 000 DM 82 800 000 DM

(=1 200 000 DM) (-1 200 000 DM)

10. 12. 92

List CDU

Begriindung

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrats das Erste SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz beschlossen, das im BGBI. I S. 1814 verkiindet
und am Tage nach der Verkiindung in Kraft getreten ist. Da die Linder ur-
springlich damit rechneten, daB der Bund die Leistungen nach diesem Ge-
setz voll tridgt, wurden keine Ansitze in den Haushaltsentwurf 1993,/94
eingestellt. Der Kompromil des Vermittlungsausschusses, dem Bundestag
und Bundesrat zugestimmt haben, sieht jedoch eine Kostentragung von
65 : 35 Bund : Liander vor. Da das Gesetz in Kraft getreten ist und zahlrei-
che Berechtigte auf die Bewilligung und Auszahlung der ihnen gesetzlich
zustehenden Kapitalentschiadigung warten, miissen unverziiglich die haus-
haltsrechtlichen Voraussetzungen hierfiir geschaffen werden.

Die Kapitalentschiadigung betrdgt 300 DM fiir jeden angefangenen Kalen-
dermonat einer mit wesentlichen Grundsédtzen einer freiheitlich rechts-
staatlichen Ordnung unvereinbaren Freiheitsentziechung, Zustindig fiir die
Entgegennahme und Bearbeitung der Antrige und Auszahlung der Ent-
schidigung sind die Stadt- und Landkreise in Ankniipfung an die Zustéin-
digkeit fiir die Gewdhrung von Leistungen nach dem Hiftlingshilfegesetz.

Fir Baden-Wiirttemberg ist bis zur Jahrhundertwende mit einem jihrli-
chen Aufwand von jeweils rund 13,7 Millionen DM zu rechnen, die zu
65 v. H. = 8,9 Millionen DM vom Bund erstattet werden. Der Anteil des
Landes von 35 v. H. = rund 4,8 Millionen DM ist aus dem Landeshaus-
halt komplementir bereitzustellen. Dieser Mehraufwand soll bei Kap.
0330 Tit. 518 01 gedeckt werden. Da durch die Kirzung bei diesem Titel
gleichzeitig Mindereinnahmen bei Tit, 111 01 entstehen kénnen, mul der
Einnahmenansatz um 1,2 Millionen DM reduziert werden, so dall die
Kiirzung bei Tit. 518 01 insgesamt rund 6 Millionen DM ausmacht (4,8
+ 1,2 Millionen DM).

Drucksache 11 7 1203



Landtag von Baden-Wirttemberg — 11. Wahlperiode

Drucksache 11 7 1203

Anderungsantrag 03/3

der Fraktion der FDP/DVP

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0304 - Regierungspréasidium Stuttgart

Tit. 513 01-9 Postgebiihren

1994 1993
statt 795 700 DM 793 000 DM
Zu setzen 650 200 DM 650 200 DM

(=145 500 DM)  (-142 800 DM)

und die Erlduterungen entsprechend zu dndern.

15.12. 92

Albrecht, Schdning, Dr. Déring
und Fraktion

Begrindung

Die Ansitze fiir die Postgebithren beim Regierungsprisidium Stuttgart
sind eindeutig zu hoch. Im Vergleich zu den drei anderen Regierungsprisi-
dien ist beim Stuttgarter Regierungsprisidium eine exorbitante Steigerung
der Postgebiihren vorgesehen.

Die Steigerung beim Regierungsprisidium Stuttgart betriigt iiber 20 % in
1993 bzw. 1994 gegeniiber 1992. Beim Regierungsprisidium Tibingen hin-
gegen ist fiir die Postgebilhren bei den Ansitzen in 1993 nur eine Steige-
rung von 2 % gegeniiber 1992 und in 1994 erneut 2 %, gegeniiber 1993 vor-
gesehen.

Beim Regierungspriasidium Karlsruhe und beim Regierungsprisidium
Freiburg sind die Ansitze der Postgebiithren sogar um zirka 1,5 % niedriger
fiir 1993 gegeniiber 1992,

Beim Regierungsprisidium Freiburg ist der entsprechende Ansatz fiir 1994
um zirka 1% hoher als in 1992 und beim Regierungsprisidium Karlsruhe
wird fiir 1994 der gleiche Ansatz wie in 1992 vorgesehen.
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Anderungsantrag 03/4

der Fraktion der FDP/DVP

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschliefien:

Kap. 0304 — Regierungspridsidium Stuttgart

Tit. 515 01-1 Maschinen, Gerite, Ausstattungs- und Ausriistungsgegen-

stinde

1994 1993
statt 370 000 DM 345 700 DM
Zu setzen 252 000 DM 252 000 DM

(~118 000 DM)  (-93 700 DM)

und die Erfduterungen entsprechend zu iindern.

15.12. 92

Albrecht, Schéning, Dr. Doring
und Fraktion

Begrindung

Die Ansitze fiir Maschinen, Geriite, Ausstattungs- und Ausriistungsgegen-
stinde werden beim Regierungsprisidium Stuttgart in 1993 um fast 38 %
und in 1994 um fast 47 % gegeniiber dem Ansatz 1992 erhéht. Diese Steige-
rungen sind unverhélinismiBig.
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Anderungsantrag 03/5

der Fraktion der FDP/DVP

Entwur{ des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschliefien:

Kap 0306 - Regicrungsprisidium Freiburg

Tit. 515 01-9 Maschinen, Geriite, Ausstattungs- und Ausriistungsgegen-

stinde

1994 1993
statt 425 000 DM 510 200 DM
Zu setzen 260 000 DM 260 000 DM

(-165 000 DM)  (-250 200 DM)

und die Erlduterungen entsprechend zu dndern.

15.12. 92

Albrecht, Schéning, Dr. Déring
und Fraktion

Begrindung

Der Ansatz fiir Maschinen, Gerite, Ausstattungs- und Ausriistungsgegen-
stinde wird beim Regierungsprisidium Freiburg fiir 1993 gegeniiber 1992
fast verdoppelt. Der Ansatz fiir 1994 entspricht einer Steigerung von iiber
60 % gegeniiber 1992. Diese Steigerungen sind unverhiltnismaBig,
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Anderungsantrag 03/6

der Fraktion der FDP/DVP

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0330 - Angelegenheiten der Vertriebenen,
Flichtlinge und Aussiedler,
Lastenausgleich

Tit. 537 71-4 Schiilerwettbewerbe mit deutschen und osteuropéischen The-

men

1994 1993
statt 200 200 DM 194 200 DM
ZU setzen 0 DM 0 DM

und die Erlduterungen entsprechend zu dndern.

15.12. 92

Albrecht, Schoning, Dr. Déring
und Fraktion

Begrindung

Schilerwettbewerbe mit deutschen und speziell osteuropédischen Themen
soliten zukiinftig ausschlieBlich aus den Mitteln des Kultusministeriums
bezuschulit werden, die fiir Schiilerwettbewerbe vorgesehen sind. Ange-
sichts der angespannten Haushaltslage macht es iiberhaupt keinen Sinn,
wenn ausgerechnet im Etat des Innenministeriums filr derartige Wettbe-
werbe Gelder ausgewiesen werden.
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Anderungsantrag 03/7

der Fraktion der FDP/DVP

Entwurf des Sraatshaushaltsplans 1993./94

Finzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieflen:

Kap 0330 - Angelegenheiten der Vertriebenen,
Flichtlinge und Aussiedler,
Lastenausgleich

Tit. 686 72-7 Zuschisse zur Pflege des Kulturgutes der Vertriebenen und

Fliichtlinge

1994 1993
statt 2 568 000 DM 2 458 000 DM
zu setzen 1 068 000 DM 958 000 DM

(--1 500 000 DM) (=1 500 000 DM)

und die Erlduterungen entsprechend zu dndern.

15.12. 92

Albrecht, Schoning, Dr. Doring
und Fraktion

Begrindung

Eine weitere Steigerung bei den Mitteln, die speziell fiir die Weiterentwick-
lung des Kulturguies der Heimatvertriebenen vorgesehen sind, ist ange-
sichts der angespannten Haushaltslage nicht vertretbar.

Und grundsatzlich ist die Frage zu stellen, ob das Land - angesichts der
aktuellen Entwicklung in Osteuropa und der dortigen katastrophalen wirt-
schaftiichen Lage - weiterhin einen Schwerpunkt bei sogenannter grenz-
fiberschreitender ostdeutscher Kulturpolitik setzen soll, statt finanzielle
Hilfen fiir Aufgaben und Projekte bereitzustellen, die dringender umge-
setzt werden miiBten.

Die Ansitze innerhaib der Titelgruppe werden durch die erstmals fir 1993
und 1994 vorgesehenen Zuschiisse von 1,4 Millionen DM bzw. 1,7 Millio-
nen DM zur Errichtung eines Donauschwibischen Landesmuseums erheb-
lich erhoht. Es ist deshalb zwingend geboten, an anderer Stelle innerhalb
der Titelgruppe zu sparet.
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Anderungsantrag 03/8

der Fraktion der FDP/DVP

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/ 94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0331 - Aufnahme und Unterbringung von
auslindischen Flichtlingen

Tit. 643 01-8 Kosten der Sozialhilfe nach dem Asylbewerberunterbrin-

gungsgesetz

1994 1993
statt 704 000 000DM 544 000 000 DM
Zu setzen 500 000 000 DM 500 000 000 DM

(=204 000 000 DM) (-44 000 000 DM)

und die Erfiuterungen entsprechend zu indern.

15. 12. 92

Albrecht, Schoning, Dr. Doring
und Fraktion

Begriindung

Im November 1992 ist im Deutschen Bundestag von den Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP ein Gesetzentwurf iiber Leistungen der Sozialhil-
fe an Auslinder eingebracht worden. Die darin vorgesehene Neustruktu-
rierung der Sozialhilfe fir Asylbewerber wird zu nicht unerheblichen
Kosteneinsparungen bei den Lidndern und den Trigern der Sozialhilfe
fiihren. Dabei wird ein Einsparungsvolumen von insgesamt 1 Milliar-
de DM erwartet. Auch auf das Land Baden-Wiirttemberg kommen dann
erheblich geringere Kosten zu. Das wird sich ab dem 2. Halbjahr 1993 aus-
wirken.

Auch von daher sind die Ansitze im Haushalt 1993/94 fiir die Kosten der
Soziathilfe fiir Asylbewerber zu hoch. Die FDP hilt deshalb eine Herabset-
zung der Ansitze in 1993 und in 1994 auf jeweils 500 DM fur gerechtfer-
tigt. Diese jahrliche Summe entspricht in etwa der Summe, die in 1992 fiir
Sozialhilfekosten der Asylbewerber ausgegeben wurde.
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Anderungsantrag 03/9

der Fraktion GRUNE

Staatshaushaltsplan 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Einsparungen im Zivilschutz

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0310 - Feuerschutz, Katastropenschutz, Zivile
Verteidigung

Tit. 812 74-6 Erwerb von Maschinen, Geriten etc.

1994 1993
statt 375 000 DM 375 000 DM
Zu setzen 275 000 DM 275 000 DM

Tit. 515 74-5 Maschinen, Ausriistungsgegenstinde etc.

1994 1993
statt 164 000 DM 148 600 DM
Zu setzen 84 000 DM 68 000 DM

15.12. 92

Hackl, Schlauch, Kuhn
und Fraktion

Begriindung
Nach dem Ende der Blockkonfrontation erscheint es nicht notwendig, im

Bereich Zivile Verteidigung noch Gerite im vorgesehenen Umfang anzu-
schaffen,
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Anderungsantrag 03710

der Fraktion GRUNE

Staatshaushaltsplan 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Umwidmung der Miutel des Landesamtes fiir Verfassungsschutz
zur Polizei

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0319 - Landesamt fir Verfassungsschutz

L
Die Gesamtausgaben des

Kap. 0319 - Landesamt fiir Verfassungsschutz

1994 1993

in Héhe von 29792 000 DM 29 380 400 DM
werden umgewidmet zugunsten der
Kap. 0314 - Landespolizei

1994 1993
in Hohe von 22344000 DM 22 035 300 DM
und zugunsten
Kap. 0318 - Landeskriminalamt

1994 1993
in Héhe von : 7 448 000 DM 7 345 100 DM

also im Verhiltnis 3 : 1.

Entsprechend wird mit den Einnahmeansatzen verfahren.

Il

Das ,,Landesverfassungsschutzgesetz' vom 17. Oktober 1978 entsprechend
zu dndern.

15.12.92

Hackl, Schlauch, Kuhn
und Fraktion
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Begrindung

Der Verfassungsschutz durch das Landesamt ist ein untaugliches Mittel
zur Realisierung des Verfassungsauftrages. Der Verfassungsschutz erfafit
vor allem politisch motivierte Verhaltensweisen, die fur sich genommen
nicht rechtswidrig sind. Fir die Verfolgung des jetzt verstirkt auftretenden
Rechtsextremismus erscheint uns deshalb eine beim Landeskriminalamt
angesiedelte Sonderkommission (SokoRex) besser geeignet. Fir deren
Aufbau und sonstige Aufgaben im Bereich der organisierten Kriminalitat
soll deshalb eine Viertel der bisherigen Mittel und des Personalbestandes
des Landesamtes eingesetzt werden. Die restlichen drei Viertel sollen hel-
fen, die Personalnot im Bereich der Landespolizei zu lindern. Sie sollen
dort schwerpunktmiBig in den Bereichen Wirtschafts- und Umweltkrimi-
nalitit eingesetzt werden.
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Anderungsantrag 03/11

der Fraktion GRUNE

Staatshaushaltsplan 1993794

Einzelplan 03: Innenministerium

Abbau des freiwilligen Polizeidienstes

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 0314 - Landespolizei

Tit. 543 01-3 Kosten fiir den freiwilligen Polizeidienst des Landes

1994 1993
statt 3 900 000 DM 3 900 000 DM
Zu setzen 2900 000 DM 3 400 000 DM

Die freiwerdenden Mittel werden zur Verbesserung der Poli-
zeiausbildung verwandt. Deckungsvorschlag fiir Planungsra-
ten im Epl. 12, Tit. 7t1 15-1 Aufnahme der Sanierung der Be-
reitschaftspolizeiriume in Goppingen Nr. 62 (Planungsrate
1994: 1000000) und Bruchsal Nr.63 (Planungsrate
500 000 DM) in das Behordenbauprogramm.

15.12.92

Hackl, Schlauch, Kuhn
und Fraktion

Begrindung

Nach Aussagen des Innenministeriums (Drucksache 11/567) geht die Zahl
der in diesem Bereich Titigen kontinuierlich zuriick. Es ist deshalb nicht
mit einem vollstindigen Mittelabflull zu rechnen. Den immer komplexe-
ren Aufgaben im Bereich der Inneren Sicherheit kann der fretwillige Poli-
zeidienst dariiber hinaus mit seiner viel zu kurzen Ausbildung nicht ge-
recht werden. Ziel muB es deshalb sein, polizeiliche Aufgaben durch voll-
ausgebildete Polizeibeamte wahrnehmen zu lassen, und nicht durch Frei-
zeitpolizisten. Die freiwerdenden Mittel sollten zur Verbesserung der Aus-
bildungssituation bei der Bereitschaftspolizei verwandt werden.

Drucksache 11 / 1203



Landtag von Baden-Wiirttemberg - 11. Wahlperiode Drucksache 11 / 1203

Anderungsantrag 03/12

der Fraktion GRUUNE

Staatshaushaltsplan 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Lern- und Lehrmittel fiir die Ausbildung der Polizei

Der Landtag wolle beschliellen:

Kap. 0316 - Bereitschaftspolizei

Tit. 524 01 Lehr- und Lernmittel

1994 1993
statt 150 000 DM 250 000 DM
ZU setzen 180 000 DM 430 000 DM

15.12.92

Hackl, Schlauch, Kuhn
und Fraktion

Begrindung

Bei der Bereitschaftspolizei in Bruchsal fehlt ein sogenanntes ,,Lehrre-
vier", das fir eine gute Ausbildung unverzichtbar ist. Ein solches Revier
ist bei den anderen Bereitschaftspolizeistandorten vorhanden. Fiir die
technische Ausriistung eines solchen Raumes werden 150 000 DM (1993)
bendtigt. Wegen des geringen Lehrmitteletats ist oft ab September/Okto-
ber kein Geld mehr fiir notwendigen Folien und Kopien vorhanden. Die
Mittel sind deshalb heraufzusetzen. Die Deckung erfolgt durch Kiirzungs-
vorschlige innerhalb des Epl. 03 bei Kap. 0310 Tit. 812 74/515 74.
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Anderungsantrag 03,13

der Fraktion GRUNE

Staatshaushaltsplan 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Einsparungen bei der Ausrilistung des Landeskriminalamts

Der Landtag wolle beschlieflen:

Kap. 0318 - Landeskriminatamt

Tit. 515 69-2 Maschinen, Gerite, Ausriistungsgegenstinde etc.

1994 1993
statt 5041 500 DM 4 862 500 DM
zu setzen 4 041 500 DM 3862 500 DM

15.12.92

Hackl, Schlauch, Kuhn
und Fraktion

Begriindung

Der Haushaltstitel wurde in den vergangenen Jahren nie voll ausge-
schopft, es war immer rund 1 Million DM ,,Luft* in diesem Titel. Dieser
Betrag ist deshalb zu streichen.
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Antrag 03/14

der Fraktion GRUNE

Staatshaushaltsplan 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschliefen,

die Bundesregierung zu ersuchen,

im Zusammenhang mit der Schaffung des besonderen auslidnderrechtli-
chen Status' fiir Biirgerkriegsfliichtlinge auch die Kosten der Unterbrin-
gung und der Hilfe zum L ebensunterhait dergestalt zu regeln, da8 diese
vom Bund {ibernommen werden.

15.12.92

Schlauch, Hackl, Kuhn
und Fraktion
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Anderungsantrag 03/15

der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Einzelplan 12: Allgemeine Finanzverwaltung

Der Landtag wolle beschlieBen,

Einzelplan 03:

Kap. 0330 - Angelegenheiten der Vertriebenen,
Flachtlinge und Aussiedler,
Lastenausgleich

1. Tit. 11t 01 Gebiihren fir die Benutzung staatlicher Unterkiinfte

1994 1993
statt 69 400 000 DM 84 000 000 DM
Zu setzen 68 400 000 DM 83 000 000 DM

und die Erlduterungen entsprechend anzupassen.

2. Tit. 518 01 Mieten und Pachten fiir Grundstiicke, Gebiude und Riume

1994 1993
statt 140 100000 DM 224 500 000 DM
Zu setzen 135100 000 DM 219 500 000 DM

und die Erlduterungen entsprechend anzupassen.

Einzelplan 12:

Kap. 1208 - Staatlicher Hochbau
Neu aufzunehmen:

»Tit. 716 02 N Goppingen, Instandsetzung und Verbesserung der Gebiu-
de der Unterkunft fiir die Bereitschaftspolizei
1994 1993

4000000 DM 4 000 000 DM*
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mit folgender Erlduterung:

Das Areal der 2. Bereitschaftspolizeiabteilung in G&ppin-
gen mub dringend saniert werden. 1993 soll mit den Bauar-
beiten fiir einen 1. Abschnitt begonnen werden, 1994 sollen
sie weitergefiihrt werden. Gesamtbaukosten grob geschiitzt
8 Millionen DM, 1. und 2. Teilbetrag (1. Baurate).

14.12.92

Oettinger, Strobele, Zimmermann
und Fraktion

Maurer, Schrempp, Redling
und Fraktion

Begrindung

Das Areal der 2. Bereitschaftspolizeiabteilung in Goppingen muf3 drin-
gend saniert werden. Im Zuge einer zeitgemifBen Unterbringung der aus-
zubildenden Nachwuchsbeamten ist insbesondere auch eine Auflockerung
der Belegungsdichte vorgesehen. Angesichts der zunehmenden Schwierig-
keiten bei der Nachwuchsgewinnung sollte mit ersten MaBnahmen mdg-
lichst rasch begonnen werden.
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Anderungsantrag 03/16

der Fraktion Die Republikaner

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03: Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieBen:

Kap. 030) - Ilnnenministerium

Die Stellenansitze bei Tit. 422 01-4 wie folgt zu dndern:

Streichung von jeweils 1 Stelle in Bes.Gr. A 16 (Ltd. Polizeidirektor/Ltd.
Kriminaldirektor) in 199371994, und Ausweisung/Neuzugang dieser
2 Stetlen bei Kap. 0314 - Landespolizei -

15.12.92

Trageiser
und Fraktion

Begriindung

Angesichts der wiederholt erklirten Absicht der Landesregierung, keine
nicht unabweisbaren Neustellen in den Ministerien zu schaffen, erscheint
es nicht zwingend notwendig, die beantragten Stellen in diesem Umfange
im Landespolizeipriasidium schon jetzt auszuweisen. Dagegen ist es un-
streitig, daB bei den Fithrungsdienststellen der Polizei in der Fliche, hier
insbesondere beim Polizeiprisidium Karlsruhe, ein dringender Bedarf fiir
Stellen in Bes.Gr. A 16 besteht.

So ist es gerade auch bei Berilcksichtigung der insgesamt als unbefriedi-
gend empfundenen Bewertungssituation fiir die Leiter der Polizeiprisidien
Karlsruhe und Mannheim geboten, in einem ersten Schritt die Funktions-
bewertung der Stellen des Leiters Schutzpolizei und des Leiters Kriminal-
polizei, aufgrund ihrer herausgehobenen Aufgabenstellung, in
Bes.Gr. A 16 auszuweisen.
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Anderungsantrag 03/17

der Fraktion Die Republikaner

Entwurf des Staatshaushaltsplans 1993/94

Einzelplan 03 Innenministerium

Der Landtag wolle beschlieflen:

Kap. 0314 - Landespolizel

Die Ansitze zu Tit. 545 02-3 ,,Vorbeugende Kriminalitﬁtsbekﬁmpfung“
wie folgt zu dndern:

|, firr 1993 von 108 300 DM auf 216 600 DM

5. fiir 1994 von 111 300 DM auf 222 600 DM

zu erhdhen.

15.12.92

Trageiser
und Fraktion

Begrindung

Vor dem Hintergrund erschreckend steigender Kriminalititsraten ist es
dringend erforderlich, den Priventionsmafnahmen innerhalb der allge-
meinen Verbrechensbekdmpfung durch eine spiirbare Mittelerhdhung den
zentralen und herausgehobenen Stellenwert einzuriumen, der ihnen ange-
sichts der bedrohlichen Entwicklung zukommen muB.

Es miite daher erklirtes Ziel aller Fraktionen des Parlaments sein, durch
ein massiv verstirktes Vorbeugeprogramil der stindig steigenden Krimi-
nalititsentwickiung entschlossen und wirksam zu begegnen.

53



	Baden-Württemberg Drucksache 11/1203 (Seite 1)

